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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

der seit dem 28. Februar andauernde Iran-Krieg 
und die damit einhergehenden Störungen an 
der Straße von Hormuz setzen die internatio-
nalen Energiemärkte erheblich unter Druck. 
Das belastet die Weltwirtschaft und dämpft 
auch die wirtschaftlichen Aussichten für 
Deutschland. Für die Bürgerinnen und Bürger 
sowie Unternehmen ist dies bereits unmittel-
bar spürbar: Die Preise für Benzin, Diesel und 
Heizöl haben merklich angezogen.

Um Verbraucherinnen und Verbraucher zu 
schützen, hat das Bundeskabinett ein erstes 
Maßnahmenpaket mit drei Elementen auf den 
Weg gebracht: eine neue gesetzliche Regelung, 
um die Häufigkeit der Preisänderungen an 
Tankstellen einzuschränken. Künftig dürfen 
Tankstellen nur noch einmal am Tag – um 
zwölf Uhr mittags – ihre Preise für Kraftstoffe 
erhöhen. Preissenkungen sind hingegen jeder-
zeit zulässig. Die neue Regelung begegnet der 
Preisvolatilität an Tankstellen und stärkt das 
Verbrauchervertrauen in die Verlässlichkeit der 
Preisinformationen.

Zudem enthält das Paket zwei Änderungen im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
um gegen missbräuchliche Preiserhöhungen 
bei Kraftstoffen leichter vorgehen zu können. 
Dazu wird insbesondere eine Umkehr der 
Darlegungs- und Beweislast zugunsten der 

Kartellbehörden eingeführt. Dies ermöglicht 
eine effiziente Prüfung etwaigen missbräuch-
lichen Verhaltens im Kraftstoffsektor und kann 
so die Preissetzung der Mineralölkonzerne 
unmittelbar zugunsten der Verbraucherinnen 
und Verbraucher beeinflussen.

Zugleich beobachtet das BMF gemeinsam mit 
der Deutschen Bundesbank und der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht die Lage 
an den internationalen Finanzmärkten sehr 
aufmerksam. Bislang zeigt sich das deutsche 
Finanzsystem stabil.

Gerade in Zeiten erhöhter Unsicherheit kommt 
es auf einen handlungsfähigen und verläss-
lichen Staat an. Die Bundesregierung hat in den 
vergangenen Jahren wiederholt gezeigt, dass sie 
auch in Krisen entschlossen, verantwortungs-
voll und mit Augenmaß handelt. Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen können 
sich darauf verlassen, dass der Staat seiner 
Verantwortung gerecht wird und Belastungen 
aufmerksam im Blick behält. Gleichzeitig gilt, 
dass Deutschland weiter auf Investitions- und 
Reformkurs bleibt, damit eigene Stärken aus-
gebaut werden und die Bundesrepublik weniger 
krisenanfällig wird.

Das im März 2025 grundgesetzlich 
verankerte Finanzierungspaket für die 
Investitionsoffensive sowie die Stärkung der 
Verteidigungsfähigkeit führen zugleich dazu, 
dass der Kreditbedarf des Bundes und seiner 
Sondervermögen in den kommenden Jahren 
steigen und zu einem sichtbaren Ausbau 
der Finanzierungsaktivitäten führen wird. 
Die Emissionsplanung des Bundes greift im 
Jahr 2026 sowohl auf einen Ausbau der seit 
Langem etablierten Finanzierungsinstru-
mente als auch auf den Einsatz neuer Instru-
mente zurück. Die Bundesrepublik Deutsch-
land kann aufgrund ihrer exzellenten Bonität 
und ihres Status als Benchmark-Emittent 
diese Instrumente zu den besten Konditionen 
im Euroraum begeben. Die Kreditaufnahme 
des Bundes unter den neuen fiskalpolitischen 
Rahmenbedingungen wird in dieser Ausgabe 
des Monatsberichts genauer beleuchtet.

 Editorial
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Eine der wichtigsten Leistungen in Deutsch-
land für Familien ist das Kindergeld. Bereits 
seit dem Jahr 2024 ist es für Eltern möglich, 
vorausgefüllte Anträge für das Kindergeld zu 
nutzen. Damit Bürgerinnen und Bürger Zeit 
und Aufwand sparen sowie in Umsetzung 
einer Handlungsempfehlung der Sozial-
staatsreformkommission hat das BMF einen 
Gesetzentwurf zur antragslosen Auszahlung 
des Kindergelds vorgelegt. Das Gesetz soll im 
Jahr 2027 in Kraft treten, künftig die Aus
zahlung ohne Antrag ermöglichen und das 
Verfahren somit wesentlich vereinfachen.

Seit dem Jahr 1998 gibt das BMF als Heraus
geber der deutschen Briefmarken jährlich 
rund 50 Sonderpostwertzeichen heraus. 
Unterstützt wird das BMF dabei durch 
angesehene Expertinnen und Experten u. a. 
aus dem Bereich der Grafik, der Philatelie, der 
Wissenschaft, aber auch durch Bundestags-
abgeordnete und Vertreterinnen und Vertre-
ter der Deutschen Post AG. Briefmarken sind 
weit mehr als reine Postwertzeichen. Sie sind 
ein Spiegel der Zeit, Botschafter Deutschlands 
und Kunstwerke in Miniaturformat.

Das BMF fungiert zudem als Herausgeber von 
Sammler- und Gedenkmünzen der Bundes-
republik Deutschland. Auch die Münzen sind 
Botschafter des Landes. Sie würdigen, wie die 
Briefmarken, herausragende Persönlichkei-
ten, bekannte Wahrzeichen und bedeutende 
Ereignisse aus Gesellschaft, Geschichte, 
Politik, Kultur und Sport. Einen Einblick in 
das Münz- und Sonderpostwertzeichen-Jah-
resprogramm 2026 sowie einen Rückblick auf 
die herausgegebenen Briefmarken 2025 gibt 
diese Ausgabe des Monatsberichts.

Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der 
Lektüre.

Ihr

Dr. Steffen Meyer

Staatssekretär im Bundesministerium der 
Finanzen
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 Zahl des Monats

Das BMF gibt jährlich insgesamt 
52 Sonderpostwertzeichen heraus. 

Briefmarken sind weit mehr als reine Postwertzeichen. 
Sie sind ein Spiegel der Zeit, Botschafter Deutschlands 
und Kunstwerke im Miniaturformat. Die Themen 
der Briefmarken ehren besondere Aspekte deutscher 
Geschichte und Kultur.

Im Jahr 2025 hat das BMF beispielsweise zu Ehren der 
am 9. Mai 2025 verstorbenen Berlinerin, Jüdin und 
Holocaust-Überlebenden Margot Friedländer eine 
Sonderbriefmarke herausgebracht.

68,10 Euro
so viel müssten Sie ausgeben, wenn Sie alle Sonder-
postwertzeichen, die das BMF in diesem Jahr heraus-
zugeben plant, erwerben möchten.
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	→ Das im März 2025 grundgesetzlich verankerte Finanzierungspaket schafft 
angesichts der notwendigen Investitionen zur Modernisierung und 
der erforderlichen Stärkung der Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands neue fiskalpolitische Handlungsspielräume für Investitionen 
in Infrastruktur und Klimaneutralität sowie für verteidigungs- und sicher-
heitspolitische Ausgaben.

	→ Der Bruttokreditbedarf des Bundes und seiner Sondervermögen wird 
in den nächsten Jahren merklich steigen und führt zu einem sichtbaren 
Ausbau der Finanzierungsaktivitäten.

	→ Im aktuellen Jahr 2026 greift die Emissionsplanung des Bundes sowohl auf 
einen Ausbau der seit langem etablierten Finanzierungsinstrumente als 
auch auf den Einsatz neuer Instrumente zurück.

	→ Aufgrund der exzellenten Bonität des Bundes und seines Status als 
Benchmark-Emittent können diese Instrumente zu den besten Konditi-
onen im Euroraum begeben werden.

 Kreditaufnahme des Bundes unter  
 neuen fiskalpolitischen  
 Rahmenbedingungen 

Neue fiskalpolitische 
Rahmenbedingungen
Mit der Grundgesetzänderung im März 2025 
wird der für die Finanzierung der Inves-
titionsoffensive sowie die Stärkung der 
Verteidigungs- und Bündnisfähigkeit 
erforderliche fiskalpolitische Handlungsspiel-
raum der Bundesrepublik Deutschland in den 
kommenden Jahren in signifikanter Weise 
erhöht. Bestandteile dieser Grundgesetzände-
rung sind das Sondervermögen Infrastruktur 
und Klimaneutralität (SVIK), die sogenannte 

Bereichsausnahme für verteidigungs- und 
sicherheitspolitisch begründete Ausgaben 
sowie die Ermöglichung eines strukturellen 
Neuverschuldungsspielraums für die Bundes-
länder.

Zur Finanzierung dieses Handlungsspielraums 
ist es notwendig, umfangreich und langfristig 
zusätzliche Kredite aufzunehmen. Dies stellt 
das Schuldenwesen des Bundes vor neue 
Herausforderungen.

Analysen und Berichte
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Sondervermögen für Infrastruktur und Klima-
neutralität (SVIK)

Mit dem SVIK hat der Bund eine zusätzliche lang-
fristige Finanzierungsgrundlage geschaffen.

Durch die Kreditermächtigung können 
über einen Bewilligungszeitraum von zwölf 
Jahren zusätzliche Investitionsmittel von bis zu 
500 Mrd. Euro bereitgestellt werden und damit die 
Investitionen aus dem Kernhaushalt ergänzen. 
Die Mittel stehen in drei Säulen zur Verfügung: 
1. Investitionen des Bundes (300 Mrd. Euro), 
2. Zuführungen an die Länder und Kommunen 
(100 Mrd. Euro) sowie 
 3. Zusätzliche Mittel für den Klima- und 
Transformationsfonds (KTF; 100 Mrd. Euro). Die 
Kreditaufnahme zur Finanzierung der Ausgaben 
des SVIK liegt gemäß Art. 143h Grundgesetz 
außerhalb des Regelungskreises der Schulden-
bremse.

Finanzierung und Mittelabfluss

Das Sondervermögen verfügt über eine eigene 
Kreditermächtigung in Höhe von 500 Mrd. Euro. 
Die Finanzierung des SVIK erfolgt gemeinsam mit 
der Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt und 
andere Sondervermögen über Bundeswertpapiere. 
Die Kredite werden dem SVIK bedarfsgerecht 
zugeordnet und erst in dem Jahr aufgenommen, 
in dem die Ausgaben tatsächlich getätigt werden. 
Auf diese Weise partizipiert das SVIK Jahr für Jahr 
gemäß seinem Investitionsvolumen proportional 
an sämtlichen Begebungen des Bundes am 
Primärmarkt. Die entstehenden Zinskosten trägt 
im Unterschied zu anderen Sondervermögen 
nicht das SVIK selbst, sondern der Bundeshaus-
halt. Hierdurch kann das gesamte Volumen von 
500 Mrd. Euro in die Zukunftsfähigkeit Deutsch-
lands investiert werden.

Mehrjährige Planung

Das SVIK erstreckt sich über einen Bewilligungs-
zeitraum von zwölf Jahren. Die Planung der 
Programmausgaben erfolgt mehrjährig und 
wird in den Wirtschaftsplänen fortgeschrieben 
und konkretisiert. Für den KTF sieht der Rechts-
rahmen jährliche Zuführungen von insgesamt 
100 Mrd. Euro bis einschließlich 2034 vor. Dies 
erfolgt durch gleichmäßige jährliche Tranchen 
von 10 Mrd. Euro. Im Übrigen ist die für das SVIK 
zur Verfügung stehende Kreditermächtigung 
überjährig. Dadurch können nicht abgeflossene 
Investitionsmittel aus dem SVIK im Zuge der 
Haushaltsaufstellungsverfahren der darauffolgen-
den Haushalte grundsätzlich nachveranschlagt 
werden. Dadurch ist gewährleistet, dass die im 
SVIK vorgesehene Kreditermächtigung in Höhe 
von 500 Mrd. Euro – trotz möglicherweise ver-
zögerten Mittelabflusses in einzelnen Jahren – in 

voller Höhe in Anspruch genommen werden 
kann.

Monitoring

Um eine möglichst zeitnahe, umfassende und 
effiziente Verwendung der Investitionsmittel 
aus dem SVIK zu gewährleisten, erarbeitet das 
BMF unter Einbindung der bewirtschaftenden 
Ressorts derzeit einen Monitoring-Mechanismus, 
durch den Fortschritte und Wirkungen der aus 
dem SVIK finanzierten Investitionsmittel über 
verschiedene Wirkungsebenen und entlang des 
Investitionszyklus aufbereitet und dargestellt 
werden. Dadurch können frühzeitig Investitions-
hemmnisse und -hürden identifiziert werden.

Umsetzung im Rahmen der 
Emissionsplanung
Zur Finanzierung des Bruttokreditbedarfs 
greift das BMF in Zusammenarbeit mit der für 
das Schuldenwesen des Bundes zuständigen 
Bundesrepublik Deutschland - Finanzagen-
tur GmbH im Wesentlichen auf die Begebung 
marktgängiger Bundeswertpapiere am Geld- 
und Kapitalmarkt zurück. Mit den zusätzlichen 
Investitionen in Verteidigung, Infrastruktur 
und Klimaneutralität steigt das Emissions-
volumen im Jahr 2026 auf rund 512 Mrd. Euro1; 
hinzu kommen Mittelaufnahmen über drei 
syndizierte Begebungen konventioneller 
Bundeswertpapiere. Im Jahr 2025 belief 
sich das Emissionsvolumen noch auf rund 
425 Mrd. Euro. Die Ausweitung der Kredit-
aufnahme erfolgt insbesondere durch eine 
Hochskalierung des bewährten und erfolg-
reichen Kapitalmarktauftritts des Bundes. Die 
Abbildung verdeutlicht den skalierten Anstieg 
der Begebungsvolumen in einzelnen Laufzeit-
segmenten.

Eine relativ gleichmäßige, anteilige Erhöhung 
der Emissionsvolumen in den einzelnen 
Laufzeitsegmenten ist vor dem Hinter-
grund der Langfristigkeit der zusätzlichen 
Kreditfinanzierung von Verteidigungs- und 

1	 Neben der Refinanzierung von Fälligkeiten ergibt sich 
der Bedarf im Wesentlichen aus rund 98,0 Mrd. Euro 
Nettokreditaufnahme für den Bundeshaushalt (inklusive 
Bereichsausnahme), 25,5 Mrd. Euro für das Sonderver-
mögen Bundeswehr und 58,1 Mrd. Euro für das SVIK.
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Infrastrukturausgaben geboten und sinnvoll. 
Für die Emissionsplanung werden neben den 
Finanzierungskosten der einzelnen Lauf-
zeitsegmente auch die erwartete Aufnahme-
bereitschaft durch Investoren berücksichtigt. 
Hinsichtlich der Emissionsplanung 2026 sind 
insbesondere folgende Aspekte hervorzuheben:

• Kontrolliertes Kosten-Risiko-Bewusstsein
bei der Wahl der Laufzeiten:

	° Bei Unverzinslichen Schatzanweisungen 
erfolgt die größte Ausweitung des Emis-
sionsvolumens. Sie ermöglichen eine fle-
xible Ausweitung des Finanzierungsvo-
lumens und haben aktuell die geringsten 
Finanzierungskosten aller Bundeswert-
papiere. Gleichzeitig erhöhen die kurzen 
Laufzeiten dieser Instrumente aber den 
Refinanzierungsbedarf im nächsten Jahr 
und verursachen dadurch ein höheres 
Refinanzierungsrisiko, als dies bei einer 
stärkeren Nutzung längerfristiger Fi-
nanzierungsinstrumente der Fall wäre. 
Bei einem Zinsanstieg können die zu-
künftigen Finanzierungskosten dann die 
Kosten einer längeren Finanzierung zu 
aktuellen Konditionen übersteigen. Die 

gewählte Ausweitung bei den Unverzins-
lichen Schatzanweisungen findet eine Ba-
lance zwischen diesen Kosten- und Risi-
koaspekten.

	° Im Segment der 30-jährigen Bundesan-
leihen entspricht das für das Jahr 2026 
geplante Emissionsvolumen über Auk-
tionen und Syndikate der Größenord-
nung des Vorjahrs. 30-jährige Bundesan-
leihen bieten dem Emittenten zwar die 
höchste Sicherheit über den Verlauf zu-
künftiger Kosten. Aufgrund der im Ver-
gleich zu anderen Segmenten höheren 
Finanzierungskosten und des bereits his-
torisch hohen Emissionsvolumens wurde 
im Jahr 2026 auf einen Ausbau der Emis-
sionsaktivitäten in diesem Segment ver-
zichtet.

	° Auf die weiteren Laufzeitsegmente teilt 
sich die Erhöhung des Begebungsvolu-
mens, wie die obige Abbildung zeigt, breit 
und gleichmäßig auf.

• Neue Benchmark-Laufzeit: Im Seg-
ment 15/20 Jahre ist die Neuemission der
ersten 20-jährigen Bundesanleihe mit
Fälligkeit 15. Mai 2047 im Januar 2026
erfolgt. Dank einer breiten Nachfrage wurde

Jährliches Begebungsvolumen 
nach Wertpapiersegment und Emissionsverfahren 
in Mrd. Euro1

1   2026 als Planwert, Nennung entweder des Auktionsvolumen (innen) oder des Gesamtvolumens (oberhalb).
Quelle: Bundesministerium der Finanzen - Finanzagentur GmbH
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ein Volumen von 6,5 Mrd. Euro begeben. 
Der Bund etabliert hierdurch eine weitere 
Benchmark-Laufzeit. Der 20-jährige Lauf-
zeitpunkt ergänzt die Begebungsaktivitäten 
in der 15-jährigen Laufzeit und ermöglicht 
eine bessere Nutzung der Nachfragen durch 
Investoren und Investorinnen in diesem 
Bereich der Zinskurve.

•	 Ausbau des Grünen Segments: Im Segment 
Grüner Bundeswertpapiere wird mit einem 
Begebungsvolumen in einer Spanne von 
16 bis 19 Mrd. Euro geplant; dies beinhaltet 
ein Syndikat. Durch eine in dem genannten 
Volumen enthaltene syndizierte Neuemission 
der 15-jährigen Grünen Bundesanleihe mit 
Fälligkeit 15. Mai 2041 wird die Kurve Grüner 
Bundeswertpapiere weiter ausgebaut. Seit 
diesem Jahr erfolgt die Begebung Grüner 
Bundeswertpapiere unter einem aktualisier-
ten Rahmenwerk („Green Bond Framework“). 
Das Rahmenwerk definiert die grünen Aus-
gaben, die sich den Emissionserlösen dieser 
Wertpapiere zuordnen lassen.

Steigende Bundesschuld und 
Zinsausgaben
Aufgrund seiner hervorragenden Bonität 
und der international hohen Nachfrage nach 
Bundeswertpapieren verfügt der Bund über 
die niedrigsten Finanzierungskonditionen im 
Euroraum. Im Umfeld allgemein steigender 
Zinsen haben sich dabei aber auch die Zinskos-
ten für den Bund in den vergangenen Jahren 
nach und nach erhöht. Im Niedrigzinsumfeld 
wurden Bundeswertpapiere bei teils negativen 
Renditen begeben, seitdem sind die Renditen 
deutlich gestiegen. Diese Bundeswertpapiere 
laufen nun aus und müssen sukzessive zu 
höheren Zinssätzen refinanziert werden. Für 
das aktuelle Jahr 2026 sind im Bundeshaushalt 
Zinsausgaben in Höhe von rund 30 Mrd. Euro 
veranschlagt.

Die Kreditfinanzierung zusätzlicher Investi-
tionen und Verteidigungsausgaben wird die 
Bundesschuld weiter erhöhen und so auch zu 
zusätzlichen Zinsausgaben führen. In der mit-
telfristigen Finanzplanung aus dem Jahr 2025 
sind für das Jahr 2029 Zinsausgaben von rund 
66 Mrd. Euro vorgesehen.

Ein Anwachsen der Bundesschuld belastet 
naturgemäß zunächst die Verschuldungs-
kennzahlen. Per 30. September 2025 belief sich 
die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote 
Deutschlands gemäß dem Statistischen Amt 
der Europäischen Union Eurostat auf 63 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts. Diese Quote 
dürfte in den kommenden Jahren ansteigen. 
Um diesem Trend entgegenzuwirken, ist 
es wichtig, dass die Bundesregierung den 
fiskalischen Impuls durch zusätzliche 
öffentliche Investitionen um komplementäre 
wirtschaftspolitische Impulse insbesondere 
zum Anreiz privater Investitionen ergänzt hat, 
die das Wirtschaftswachstum ebenfalls positiv 
beeinflussen. Die mit dem Finanzierungspaket 
ermöglichten Investitionen stärken die mittel-
fristigen Wachstumsperspektiven und können 
so zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
beitragen. Höheres Wirtschaftswachstum 
dämpft den Anstieg der Schuldenstandsquote 
beziehungsweise kann auf mittlere Sicht sogar 
zu einem Sinken dieser führen.

Fazit

Die im März 2025 geschaffenen finanz-
politischen Rahmenbedingungen erhöhen 
den fiskalpolitischen Handlungsspielraum 
Deutschlands signifikant. Die zusätzliche 
Kreditfinanzierung verursacht auch Heraus-
forderungen für das Schuldenmanagement des 
Bundes. Diesen Herausforderungen lässt sich 
auf Basis einer breiten Auswahl an Finan-
zierungsinstrumenten in geeigneter Weise 
begegnen. Insgesamt wird das Begebungs-
volumen aller Bundeswertpapiere merklich 
erhöht. Auf Basis der Portfoliostrategie für das 
Jahr 2026 werden die etablierten Laufzeit-
segmente skaliert und mit einer 20-jährigen 
konventionellen Bundesanleihe und einer 
15-jährigen Grünen Bundesanleihe um zwei 
neue Instrumente erweitert. Wie in jedem Jahr 
wird angestrebt, die Finanzierung der Bundes-
schuld möglichst kostengünstig und risikoarm 
zu gestalten. Mit dem erweiterten fiskalpoliti-
schen Spielraum einen spürbaren Anstieg des 
Wirtschaftswachstums zu bewirken, ist ein 
wesentliches Ziel und eine hohe Priorität der 
Bundesregierung.
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	→ Die Bundesregierung hat beschlossen, dass Familien künftig nach der 
Geburt eines Kindes das Kindergeld antragslos erhalten sollen, ohne selbst 
gegenüber der Familienkasse tätig werden zu müssen.

	→ Werdenden Eltern, die demnächst ihr erstes Kind erwarten, wird 
empfohlen, frühzeitig dem Bundeszentralamt für Steuern ihre IBAN 
mitzuteilen – entweder über das Portal ELSTER oder über die App IBAN+ –, 
um die Auszahlung zu erleichtern.

	→ Das antragslose Kindergeld ist eine große Entlastung für Familien in 
der Zeit nach der Geburt, in der das Kind die Hauptrolle spielt. Sie ist ein 
wichtiger Baustein zum Bürokratieabbau und ein weiterer Schritt hin zu 
einem modernen Staat.

 Kindergeld soll ohne Antrag  
 ausgezahlt werden 

Vereinfachung der 
Auszahlung
Das Kindergeld ist eine der wichtigsten und 
bekanntesten Leistungen für Familien in 
Deutschland. Es wird monatlich in Höhe von 
aktuell 259 Euro pro Kind als Steuervergütung 
gezahlt. Ausgezahlt wird das Kindergeld von 
der Familienkasse der Bundesagentur für 
Arbeit.

Seit dem Jahr 2024 ist es Eltern bereits möglich, 
vorausgefüllte Anträge für das Kindergeld zu 
nutzen. Dazu erhalten sie nach der Geburt ihres 
Kindes ein Begrüßungsschreiben mit einem 
QR-Code von der Familienkasse der Bundes-
agentur für Arbeit. Dieses Verfahren soll für 
Eltern nun noch deutlich vereinfacht werden.

Die Bundesregierung hat am 18. März 2026 
den Gesetzentwurf des BMF zur antragslosen 
Auszahlung des Kindergelds beschlossen. 
Das parlamentarische Verfahren folgt. Das 
Gesetz soll im Jahr 2027 in Kraft treten; die 

Auszahlung ohne Antrag wird dann in zwei 
Stufen im Laufe des Jahres 2027 möglich sein.

Das neue Verfahren im Detail

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) ver-
gibt für jedes in Deutschland neugeborene Kind 
eine Steuer-ID. Die Information über die Geburt 
erhält das BZSt von den Standesämtern über 
die Meldebehörden. Anschließend informiert 
es die Familienkasse über die Geburt. Für die 
automatische Auszahlung genügt künftig das 
Vorliegen einer IBAN. Wenn die Kontoverbin-
dung bekannt ist, kann die Auszahlung starten.

Überprüfung der Anspruchsvoraussetzun-
gen

Die Familienkasse prüft anhand der ihr 
vorliegenden Daten, ob ein Anspruch auf 
Kindergeld besteht. Auch beim antragslosen 
Kindergeld kommen die etablierten und 
ständig weiterentwickelten Mechanismen, um 
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ungerechtfertigte Kindergeldzahlungen zu 
verhindern, zur Anwendung.

Die Familienkasse bedient sich verschiedener 
Datenübermittlungen zur Überprüfung der 
Anspruchsvoraussetzungen. Somit wird 
das Once-Only-Prinzip umgesetzt: Daten 
müssen gegenüber der Verwaltung nur einmal 
angegeben werden. Das bringt erhebliche 
Erleichterungen für hunderttausende Eltern.

Vorgehensweise bei fehlenden Daten

Soweit die Voraussetzungen für eine antrags
lose Auszahlung des Kindergelds nicht vor-
liegen, erhalten die Eltern auch zukünftig ein 
Begrüßungsschreiben. Wenn der Familienkasse 
einzelne Daten (z. B. eine Bankverbindung) 
nicht bekannt sind, können diese Angaben 
auch weiterhin im vorausgefüllten Antrag 
ergänzt werden.

Wer erhält das antragslose 
Kindergeld?
Üblicherweise wenige Tage nach der Vergabe 
der Steuer-ID erhalten die Familien einen Brief 
von der Familienkasse: Entweder erhalten sie 
unmittelbar einen Kindergeldbescheid oder 
einen QR-Code, der zu einem vorausgefüllten 
Kindergeldantrag führt, bei dem sie die noch 
fehlenden Daten (z. B. eine IBAN) ergänzen 
können (sogenanntes Begrüßungsschreiben).

Für jedes Kind wird nur einem Berechtigten 
Kindergeld gezahlt. Häufig kommen beide 
Elternteile als Berechtigte in Betracht. Bei 
mehreren Berechtigten wird das Kindergeld 
demjenigen gezahlt, der das Kind in seinen 
Haushalt aufgenommen hat. Wenn das Kind 
in den gemeinsamen Haushalt beider Eltern 
aufgenommen wurde, haben diese bisher 
untereinander den vorrangig Berechtigten 
bestimmt und dies der Familienkasse im 
Antrag mitgeteilt. Da die Eltern künftig für die 
antragslose Kindergeldauszahlung überhaupt 
nicht mehr aktiv werden, ist es unvermeidlich, 
dass die Familienkasse für sie eine Auswahl 
trifft.

Die Berechtigtenauswahl durch die 
Familienkasse ist dabei lediglich als Vorschlag 
zu verstehen, damit möglichst viele Familien 
schnell nach der Geburt erreicht werden und 
von der Antragstellung entlastet werden. Sollte 
die Familie mit der Auswahl der Familienkasse 
nicht einverstanden sein, kann sie ohne Angabe 
von Gründen mit Wirkung für die Zukunft von 
der Auswahl der Familienkasse abweichen.

Berechtigtenauswahl 
Die Familienkasse wird einen Elternteil 
auswählen. Dies wird immer ein Elternteil 
sein, der gemeinsam mit dem Kind in 
einem Haushalt lebt. Die Familienkasse 
orientiert sich daher primär an den Daten 
der Einwohnermeldeämter. Wenn ein 
Elternteil bereits Kindergeld für ein älteres 
Kind erhält, wird auch das Kindergeld für 
das neugeborene Kind an diesen Elternteil 
ausgezahlt. Wenn bei erstgeborenen 
Kindern beide Elternteile in einem gemein-
samen Haushalt mit dem Kind leben, aber 
nur von einem Elternteil eine Bankverbin-
dung bekannt ist, wird die Familienkasse 
diese Person auswählen. Wenn von beiden 
Elternteilen eine Bankverbindung bekannt 
ist, wird die Mutter ausgewählt. 

Umsetzung in zwei Stufen

Die Auszahlung ohne Antrag wird in zwei 
Stufen im Laufe des Jahres 2027 möglich sein:

1. In einer ersten Stufe soll das Kindergeld für 
jedes weitere Kind von Eltern, die bereits 
mindestens ein älteres Kind haben, an die 
Person ausgezahlt werden, die bisher das 
Kindergeld erhält.

2. In einer zweiten Stufe soll auch für erste 
Kinder das Kindergeld antragslos ausgezahlt 
werden. Die Voraussetzungen dafür sind, dass

	° mindestens ein Elternteil gemeinsam mit 
dem Kind im Inland wohnt,

	° von diesem Elternteil eine IBAN bekannt 
ist und

	° mindestens ein Elternteil im Inland ar-
beitet.
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Umsetzungstermine

	∙ In einer ersten Stufe startet im Frühjahr 2027 
die Auszahlung für Neugeborene in Familien, 
die bereits ein älteres Kind haben, für das sie 
Kindergeld erhalten, und ein weiteres Kind 
bekommen. Denn hier liegen der Familien-
kasse alle wesentlichen Daten bereits vor.

	∙ In der zweiten Stufe gegen Ende des Jah-
res 2027 wird die automatische Auszahlung 
auf alle Neugeborenen ausgeweitet, also auch 
auf Erstgeborene.

Nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens 
kann die Familienkasse der Bundesagentur 
für Arbeit die erforderlichen Anpassungen am 
IT-Verfahren voraussichtlich bis März 2027 
umsetzen. Dann können die Daten der Eltern, die 
der Familienkasse bereits von älteren Kindern 
bekannt sind, automatisiert wiederverwendet 
werden, wenn die Familie ein weiteres Kind 
bekommt. In diesen Fällen ist die frühzeitige 
automatische Kindergeldauszahlung möglich, 
ohne dass das Risiko einer Fehlzahlung ein-
gegangen werden muss.

Da bei erstgeborenen Kindern nicht auf 
vorliegende Daten der Eltern zurückgegriffen 
werden kann und auch die Anspruchsprüfung 
der Eltern gewissenhaft erfolgen muss, genügen 
die der Familienkasse bekannten Daten (noch) 
nicht für eine antragslose Kindergeldfestsetzung. 
Um ungerechtfertigte Auszahlungen und damit 
verbundene Kindergeldrückforderungen von 
Beginn an zu vermeiden, sind für die Anspruchs-
prüfung die Etablierung beziehungsweise Erwei-
terung von Datenabrufen erforderlich, für die 
der Gesetzentwurf die rechtlichen Grundlagen 
schaffen soll. Die Anpassungen an den Schnitt-
stellen der zwischenbehördlichen IT-Verfahren 
werden voraussichtlich ab November 2027 
abgeschlossen sein.

Fazit und Ausblick

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
wird nun zunächst im Deutschen Bundestag 
beraten. Anschließend muss der Bundesrat 
zustimmen.

Für Familien bedeutet das antragslose Kinder-
geld einen echten Servicegewinn. Leistungen 
werden proaktiv gewährt, Fehlerquellen 
durch unvollständige Anträge entfallen und 
Auszahlungen erfolgen zuverlässig. Gerade in 
einer sensiblen Phase rund um Geburt und 
Familiengründung entsteht so eine spürbare 
Entlastung für Familien und Vertrauen in eine 
moderne digitale Verwaltung.
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	→ Das BMF ist seit der Auflösung des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation im Jahre 1998 Herausgeber der deutschen 
Briefmarken.

	→ Jährlich werden rund 50 neue Motive herausgegeben.

	→ Die zusätzlichen Cent-Beträge der sogenannten Plusmarken führen 
jedes Jahr zu Erlösen in Höhe von mehreren Millionen Euro und werden 
verwendet, um vielfältige gemeinnützige Projekte zu unterstützen. 

 Briefmarken – Deutschlands  
 kleinste Kulturbotschafter 

Einleitung

Das BMF ist seit dem Jahr 1998 Herausgeber 
der Postwertzeichen (Briefmarken) mit dem 
Aufdruck „Deutschland“.

Von der Idee bis zur Entstehung einer Brief-
marke ist es ein weiter Weg.1 Dabei erhält das 
BMF Unterstützung durch angesehene Exper-
tinnen und Experten u. a. aus dem Bereich 
der Grafik, der Philatelie, der Wissenschaft, 
aber auch durch Bundestagsabgeordnete und 
Vertreterinnen und Vertreter der Deutschen 
Post AG. Jedes Jahr entstehen so rund 50 kleine 
Kunstwerke, die mit einer Auflage zwischen 
1 Mio. bis 10 Mio. Stück weltweit versandt 
werden. Die Briefmarken der Bundesrepublik 
Deutschland spiegeln sowohl Ereignisse mit 
nationalem als auch mit internationalem Bezug 
wider. Sie dienen als Porto für Postsendungen 
und können dabei als Plus-Briefmarken sogar 
Gutes tun.

Plus-Briefmarken
lassen ihren besonderen Mehrwert schon 

1	 Hier können Sie mehr über die 
Entstehung einer Briefmarke lesen: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20200241

auf den ersten Blick durch das „Plus“-Zei-
chen erkennen. Dieses Signet wurde im 
Jahr 2008 entworfen und bürgt dafür, dass 
jeder zusätzliche Cent gut angelegt ist und 
direkt bei denjenigen Menschen ankommt, 
die auf die Solidarität der Gesellschaft 
angewiesen sind. Die Porto- und „Pluswer-
te“ betragen ab 2025 jeweils 95 + 40 Cent, 
110 + 45 Cent und 180 + 55 Cent. Jedes 
Jahr kommt ein „Plus“-Erlös von rund 
7 Mio. Euro zusammen. Welcher karitative 
Bereich die Erlöse erhält, steht jeweils auf 
den Marken: die Wohlfahrtspflege, die 
Jugend, der Sport, der Umweltschutz oder 
die Förderung der Philatelie. Die Marken 
mit dem „Plus“ sind in ausgesuchten 
Filialen beziehungsweise im Onlineshop 
der Deutschen Post AG erhältlich.

Nachfolgend wird ein kleiner Ausschnitt aus 
der Vielfalt der Briefmarken des vergangenen 
Jahres präsentiert. Gleichzeitig wird ein 
Ausblick auf die Höhepunkte des Jahres 2026 
gegeben.
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Rückblick
Margot Friedländer

Gestaltung Postwertzeichen: Andrea Voß-Acker, Wuppertal 
Fotos: © picture-alliance/photothek.de/Florian Gaertner

Geboren als jüdische Deutsche 1921 in Berlin, 
deportiert 1944 ins Konzentrationslager There-
sienstadt, befreit im Mai 1945, entging Margot 
Friedländer nur knapp dem Tod durch den 
nationalsozialistischen Terror. Als Einzige in 
ihrer direkten Familie überlebte sie den Holo-
caust. Nach über sechs Jahrzehnten im Exil in 
New York kehrte sie im Alter von 88 Jahren in 
ihre Heimat Berlin zurück und setzte sich dafür 
ein, dass das, was Millionen von Menschen 
ihrer Generation angetan wurde, nie wieder 
passieren darf. Unermüdlich engagierte sich 
Margot Friedländer durch Lesungen aus ihrer 
Biografie, Zeitzeugengespräche in Schulen und 

öffentliche Auftritte für Freiheit, Demokratie 
und Menschlichkeit. Ihre Haltung, ihr Mut und 
ihre ausgestreckte Hand der Versöhnung hat 
Tausende berührt. Sie ist nicht müde geworden, 
jungen Menschen zu begegnen und ihnen zu 
sagen: „Ihr seid nicht verantwortlich für das, 
was geschehen ist. Aber dafür, dass es nie wie-
der geschieht.“ Mit ihrem Tod hat Deutschland 
eine Persönlichkeit verloren, die als Zeitzeugin 
und Überlebende des Holocaust mit großem 
persönlichem Einsatz ihren Überlebenskampf 
in der NS-Diktatur geschildert und für ein 
besseres Deutschland gekämpft hat.

Serie „Für die Wohlfahrtspflege“: Helferinnen 
und Helfer der Menschheit 2.0

Die Sonderpostwertzeichen-Serie zur Unter-
stützung der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege e. V. stand wie im 
Jahr 2024 unter dem Thema „Helferinnen 
und Helfer der Menscheit 2.0“. Thematisch 
soll erneut an die erste Ausgabe im Jahr 1949 
angeknüpft werden, die sich schon damals 
den „Helfern der Menscheit“ widmete. Dieser 
Gedanke, dass Menschen durch ihre Tätigkeit 
anderen Menschen helfen, hat bis heute nichts 
an Aktualität verloren und sollte mit den 
neuen Marken in die Jetztzeit transportiert 
werden. Einerseits wird so an die Ursprünge 
der Briefmarken mit Zuschlag als Finanzie-
rungsinstrument für soziale Hilfen verwiesen. 

Gestaltung Postwertzeichen: Lynn Lehmann und Dennis Gärtner, ZEBU Berlin
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Andererseits können durch die Auswahl der 
Motive gleichzeitig einzelne Arbeitsfelder der 
Wohlfahrtsverbände beispielhaft dargestellt 
werden. Angesichts der gegenwärtigen Lage 
zeigen die drei aktuellen Marken folgende 
Motive: Obdachlosenhilfe, Suchthilfe und 
Erziehungshilfen.

125 Jahre Bürgerliches Gesetzbuch

Gestaltung der Postwertzeichen: David Fischbach, Wuppertal

Am 1. Januar 1900 trat das Bürgerliche Gesetz-
buch (BGB) in Kraft, mit dem das bürgerliche 
Recht vereinheitlicht wurde, das die Rechte 
und Pflichten zwischen den gleichberechtigten 
Menschen und anderen Privatrechtssubjekten 
regelt. Damit endete die Rechtszersplitterung 
im Deutschen Reich von 1871, die Industrie, 
Handel und Verkehr erheblich erschwerte. Im 
BGB befinden sich auch 125 Jahre nach seinem 
Inkrafttreten noch die zentralen Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts, welche die Rechtsver-
hältnisse der Bürgerinnen und Bürger unter-
einander bestimmen, ohne dass die meisten 
die einzelnen Vorschriften des BGB genauer 
kennen. Die lange Geltungsdauer des Gesetzes 
war nur möglich, weil es in den 125 Jahren 
seines Bestehens durch den Gesetzgeber und 
die Rechtsprechung stetig fortentwickelt 
wurde, um es an den gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Wandel anzupassen.

Serie „Frauen im Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus“ – Donata Helmrich 
(1900–1986)

Gestaltung Postwertzeichen: Prof. Annette le Fort und 
Prof. André Heers, Berlin 
Foto: © Cornelia Schmalz-Jacobsen

Im Jahr 2025 wurde die Sonderpostwert-
zeichen-Serie „Frauen im Widerstand gegen 
den Nationalsozialismus“ mit der Ehrung 
von Donata Helmrich fortgesetzt. Donata 
Helmrich war seit 1933 mit Eberhard Helmrich, 
einem Berliner Landwirtschaftsexperten, 
verheiratet. Beide lehnten das NS-Regime ab 
und unterstützten ihre jüdischen Freundinnen 
und Freunde, etwa bei der Emigration. Im 
Herbst 1942 schleuste Eberhard Helmrich meh-
rere Jüdinnen aus Drohobycz, für die er falsche 
Papiere als christliche Ukrainerinnen besorgt 
hatte, zu seiner Frau nach Berlin. Sie nahm 
die Verfolgten trotz der Sorge um ihre eigenen 
Kinder bei sich in Berlin-Charlottenburg auf. 
Da viele Familien günstige Haushaltshilfen 
suchten, vermittelte Donata Helmrich die jun-
gen Frauen als vermeintliche Ukrainerinnen, 
die im Gegensatz zu Polinnen als Hauspersonal 
arbeiten „durften“, an ahnungslose Familien. 
Donata Helmrich knüpfte in dieser Zeit ein 
Netz von mehr als dreißig Unterstützerinnen 
und Unterstützern, mit denen sie Verfolgten in 
Berlin half. „Wenn wir beide zwei Menschen-
leben retten, sind wir quitt mit Hitler, und 
jedes zusätzliche Leben ist ein Reingewinn“, 
so lautete Donata und Eberhard Helmrichs 
Einstellung. Geschätzt wird, dass sie bis zu 
300 Verfolgten halfen.
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100 Jahre Deutscher Akademischer 
Austauschdienst

Gestaltung Postwertzeichen: Matthias Wittig, Berlin

Seit 100 Jahren fördert der Deutsche 
Akademische Austauschdienst (DAAD) den 
internationalen Austausch von Studierenden, 
Lehrenden und Forscherinnen und Forschern 
sowie die internationale wissenschaftliche 
Zusammenarbeit. Den Grundstein hierfür legte 
Carl Joachim Friedrich, der in den Jahren 1922 
und 1923 als Gaststudent aus Heidelberg in 
New York seine Leidenschaft für den inter-
nationalen Austausch entdeckte. Zurück in 
Deutschland organisierte er in den Jahren 1924 
und 1925 mit dem amerikanischen Institute 
of International Education Stipendien für 
13 deutsche Kommilitoninnen und Kommili-
tonen. Hieraus entstand 1925 der Akademische 
Austauschdienst als Vorläuferorganisation des 
DAAD. Viele weitere Stipendien folgten: Knapp 
3 Millionen Akademikerinnen und Akademi-
ker sowie tausende Hochschulkooperationspro-
jekte wurden bis heute vom DAAD gefördert.

Ausblick für das Jahr 2026
Sommermärchen 2006

Die Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in 
Deutschland, die unter dem Motto „Die Welt zu 
Gast bei Freunden“ stattfand, war ein heraus-
ragendes Ereignis im internationalen Fußball. 
Kaum hatte die Weltmeisterschaft begonnen, 
ging ein Stimmungsaufschwung durch das 
Land, der sich über die gesamte Dauer des 
Turniers erstreckte. Das Wetter spielte eine 
entscheidende Rolle bei der Schaffung einer 
berauschenden Atmosphäre, die Deutschland 

vier Wochen lang in ein Fest verwandelte. 
Die positive Stimmung und die Begeisterung 
der deutschen Bevölkerung führten zu einer 
signifikanten Aufwertung des deutschen 
Selbstbilds. Gleichzeitig fühlte sich das Ausland 
in Deutschland „zu Gast bei Freunden“, was die 
internationale Reputation Deutschlands in der 
Welt positiv beeinflusst hat.

Gemeinschaftsmarke Deutschland-Litauen: 
Künstlerkolonie Nidden

Die Künstlerkolonie Nidden ist die älteste 
Künstlerkolonie der Ostseeküste. Ende des 
19. Jahrhunderts begannen Professorinnen 
und Professoren sowie Studentinnen und 
Studenten der Königsberger Kunstakademie, 
dort die Sommerwochen zu verbringen. 
Anfang des 20. Jahrhunderts wurde Nidden 
zum beliebten Ferien- und Schaffensort für 
deutsche Intellektuelle: Kunstschaffende aus 
den Bereichen Malerei, Fotografie, Literatur, 
Schauspiel und Musik fanden auf der Kurischen 
Nehrung eine Insel der Ruhe und eine Quelle 
der Inspiration. Auf der sogenannten Künstler-
veranda des Gasthauses Blode wurden bis in 
die Nacht aktuelle Kunstprobleme diskutiert, 
Musik und Dichtung gehört. Der Künstler-
kolonie Nidden gehörten Vertreterinnen und 
Vertreter verschiedenster Stilrichtungen 
an – von Impressionismus über Realismus und 
Symbolismus bis hin zum Naturalismus.

Fazit

Briefmarken sind die kleinsten Botschafter 
Deutschlands. Sie dienen der Erinnerung 
an Ereignisse der jüngeren und älteren 
Zeitgeschichte und spiegeln aufgrund ihrer 
thematischen Vielfalt die verschiedenen 
gesellschaftlichen Interessen wider. Auch im 
digitalen Zeitalter hat die Briefmarke ihren 
Platz und erfreut sich weiterhin großer Beliebt-
heit in breiten Teilen der Gesellschaft und 
auch weit über Deutschlands Grenzen hinaus. 
In diesem Jahr wird es wieder über 50 Brief-
marken mit verschiedenen Motiven geben, die 
zum Sammeln oder Schreiben anregen und als 
Plusmarken sogar etwas Gutes bewirken.
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Erscheinungs-
datum Serie/Motiv/Thema

Anzahl der 
Ausgaben

Nominalwert 
+ Zuschlag 

in Euro
1. Quartal

8. Januar 2026 Serie „Beliebte Haustiere“: Vogel 1 0,95

Serie „Zeitreise Deutschland“: Wuppertaler Schwebebahn2 1 0,95

250. Geburtstag E.T.A. Hoffmann 1 1,10

5. Februar 2026 Serie „Für die Wohlfahrtspflege“ Helferinnen und Helfer der 
Menschheit 2.0:

– Agnes Karll (1868–1927) 1 0,95 + 0,40

– Ernst Jakob Christoffel (1876–1955) 1 1,10 + 0,45

– Eduard Zimmermann (1929–2009) 1 1,80 + 0,55

100. Geburtstag Hans-Jochen Vogel 1 1,80

Blumengruß 1 0,95

Weißt du eigentlich, wie lieb ich dich hab? 1 0,95

2. März 2026 800 Jahre Stadt Hamm 1 1,10

250. Geburtstag Luise von Preußen 1 1,80

200. Geburtstag Julie Hausmann 1 0,95

100. Geburtstag Siegfried Lenz 1 0,95

SpongeBob 1 0,95

2. Quartal
2. April 2026 Serie „Sehenswürdigkeiten in Deutschland“: 1

– Krämerbrücke in Erfurt 1 0,95

– Lüneburger Heide 1 0,95

100. Geburtstag Queen Elizabeth II 1 1,25

50 Jahre Georg-Forster-Station 1 1,80

7. Mai 2026 Serie „Für den Sport“ Olympische/Paralympische Winterspiele:

– Skispringen 1 0,95 + 0,40

– Para Snowboard 1 1,10 + 0,45

– Eishockey 1 1,80 + 0,55

Serie „Europa“: 70 Jahre EUROPA-Briefmarke 1 0,95

Serie „Frauen im Widerstand gegen den Nationalsozialismus“: 
Eva Mamlok (1918–1944)

1 0,95

125 Jahre Mathildenhöhe Darmstadt 1 2,90

11. Juni 2026 Serie „Beliebte Urlaubsziele“: Alpen 1 0,95

Serie „Der Mensch als Entdecker“: Marianengraben 1 1,80

25 Jahre Frauen im Waffendienst der Bundeswehr 1 0,95

Sommermärchen 2006 1 0,95

Übersicht Sonderpostwertzeichen 20261
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Erscheinungs-
datum Serie/Motiv/Thema

Anzahl der 
Ausgaben

Nominalwert 
+ Zuschlag 

in Euro
3. Quartal

2. Juli 2026 Serie „Helden der Kindheit“: Familie Feuerstein 1 0,95

Serie „Superhelden“: The Flash 1 0,95

150 Jahre Bayreuther Festspiele2 1 0,95

75 Jahre Genfer Flüchtlingskonvention 1 3,30

Deutschlands schönster Sonnenaufgang 1 0,95

6. August 2026 Serie „Für die Jugend“ Plattencover:
– Udo Lindenberg 1 0,95 + 0,40

– Karat 1 1,10 + 0,45

– BAP 1 1,80 + 0,55

Serie „Legenden der Pop-/Rockmusik“: Whitney Houston 1 0,95

Gemeinschaftsmarke: Deutschland – Litauen Künstlerkolonie Nidden 1 1,25

Neue Deutsche Welle 1 1,10

3. September 2026 Serie „Für den Umweltschutz“: Anpassung an den Klimawandel 1 0,95 + 0,40

Serie „Tag der Briefmarke“: Schätze der Philatelie – 
The Alexandria „Blue Boy“

1 0,95

75 Jahre Bundesverfassungsgericht 1 0,95

60 Jahre Star Trek 1 0,95

Aenne Burda 1 0,95

4. Quartal
1. Oktober 2026 Serie „Der Mensch als Entdecker“: Himalaya 1 0,95

Serie „Helden der Kindheit“: Shaun das Schaf 1 0,95

Serie „Immaterielles Kulturerbe“: Spitzenklöppeln 1 2,90

Serie „Superhelden“: Batman 1 0,95

2. November 2026 Serie „Weihnachten“: Kirchenfenster2 1 0,95 + 0,40 

100 Jahre Friedensnobelpreis für Gustav Stresemann und 
Aristide Briand2

1 0,95

Weihnachten/Winter 1 0,95

3. Dezember 2026 125. Geburtstag Marlene Dietrich 1 0,95

1  Stand: Januar 2026 (Änderungen vorbehalten).
2  Zu diesem Thema wird eine Silbermünze herausgegeben, der Ausgabetermin kann von der Markenausgabe abweichen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen.

noch: Übersicht Sonderpostwertzeichen 20261
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 Das Münz-Jahresprogramm 2026 

	→ Das Münzprogramm der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2026 
umfasst sowohl Sammler- als auch Gedenkmünzen. Herausgeber ist das 
BMF.

	→ Münzen der Bundesrepublik Deutschland sind Botschafter des Landes. 
Die Themen werden sorgfältig ausgewählt. Sie würdigen herausragende 
Persönlichkeiten, bekannte Wahrzeichen und bedeutende Ereignisse aus 
Gesellschaft, Geschichte, Politik, Kultur und Sport. Die Münzen tragen 
dazu bei, öffentliche Diskussionen zu fördern und Position zu beziehen.

	→ Das Münzjahr 2026 ist im Januar mit der Ausgabe der 2-Euro-Gedenk-
münzen „Konrad Adenauer“ und „Bremen“ gestartet.

	→ Im April 2026 erscheint die 10-Euro-Münze „Rettungsdienste“ aus der 
Serie „Im Dienst der Gesellschaft“. Mit der Serie werden Berufsgruppen 
gewürdigt, die oftmals unter Einsatz ihres eigenen Lebens für Menschen in 
Not eintreten.

	→ Die Münze „Ariane 6“ bildet im Jahr 2026 den Auftakt zur neuen 
5-Euro-Sammlermünzenserie „Erforschung des Weltraums“, die bis zum 
Jahr 2028 die spektakulärsten Bereiche der Raumfahrt würdigt.

	→ Zum Jahresabschluss gibt das BMF im November 2026 die Weihnachts-
silbermünzen „Stille Nacht, heilige Nacht“ zum Start der Serie 
„Weihnachtslieder“ und „Heilige Drei Könige“ zum Abschluss der Serie 
„Weihnachten“ heraus.

	→ Künftig können sich Sammlerinnen und Sammler über eine neue 
Verbindung von analogen Sammlermünzen mit digitalen Services 
und Erlebniswelten freuen. Beginnend mit den drei Goldmünzen des 
Jahres 2026 und der Feinsilbermünze „Stille Nacht, heilige Nacht“ (nur in 
der Prägequalität Spiegelglanz) werden die deutschen Sammlermünzen 
mit einem patentierten Feature ausgestattet, das dem analogen Objekt 
Münze eine digitale Identität verleiht. Dafür kommt eine weltweit einzig-
artige Technik zum Einsatz (AuVerIn-Technik).
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2-Euro-Gedenkmünzen

Das Münzjahr startete am 8. Januar 2026 mit 
der 2-Euro-Gedenkmünze „Konrad Adenauer“. 
Anlässlich des 150. Geburtstags würdigt 
diese Münze die historische Bedeutung des 
ersten Bundeskanzlers der Bundesrepublik 
Deutschland. Im inneren Teil des Münzrunds 
ist zentral gesetzt der Kopf Konrad Adenauers 
zu sehen, eingerahmt vom Namenszug und den 
Lebensdaten.

Das BMF hält an der Tradition fest, zum 
Jahresbeginn eine 2-Euro-Gedenkmünze mit 
dem Motiv eines Bundeslands herauszugeben. 
Mit der Ausgabe „Bremen“ setzt sich die Serie 
„Bundesländer II“ fort. Das Motiv zeigt das 
Klimahaus Bremerhaven, ein wissenschaft-
liches Ausstellungs- und Erlebniszentrum in 
Bremerhaven, das auf anschauliche Weise die 
Zusammenhänge zwischen Wetter, Klima und 
menschlichem Leben vermittelt. Die Münze ist 
seit dem 29. Januar 2026 im Umlauf.

Abbildung 1

2-Euro-Gedenkmünze „Konrad Adenauer“ 
Quelle: © BVA

Münzen mit Polymerring

Auch in diesem Jahr gibt das BMF wieder 
eine Münze mit Polymerring heraus. Am 
23. April 2026 erscheint die 10-Euro-Münze 
„Rettungsdienste“ aus der Serie „Im Dienst 
der Gesellschaft“. Die Rettungsdienste in 
Deutschland sind ein zentraler Bestandteil der 
öffentlichen Sicherheit und Gesundheit. Sie 
sorgen dafür, dass bei medizinischen Notfällen 
schnell professionelle Hilfe eintrifft – 24 Stun-
den am Tag, 365 Tage im Jahr. Träger sind 
meist Hilfsorganisationen wie das Deutsche 
Rote Kreuz, die Johanniter, die Malteser, der 
Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e. V., 
aber auch kommunale Rettungsdienste und 
private Anbieter. In die Münze eingefügt 
wird ein Polymerring im typischen Rot der 
Rettungsdienste. Die Serie stellt die besondere 
Bedeutung von Berufsgruppen in den Fokus, 
die für das Funktionieren der Gesellschaft und 
das Leben jedes Einzelnen unverzichtbar sind.

Der Polymerring 
ist ein besonders widerstandsfähiger, 
transparenter und prägbarer Kunststoff-
ring. Die Münze mit Polymerring ist eine 
patentgeschützte Produktentwicklung 
einer Gruppe deutscher Expertinnen und 
Experten.
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Münze mit Polymerring: Die 10-Euro-Serie „Im Dienst der Gesellschaft“ mit dem Motiv „Rettungsdienste“ 
Quelle: © BVA

5-Euro-Münze

Als erste von insgesamt fünf teilkolorierten 
Münzen, die im Zeitraum 2026 bis 2028 aus-
gegeben werden, bildet die Münze „Ariane 6“ 
am 10. September 2026 den Auftakt der Serie 
„Erforschung des Weltraums“. Die Serie stellt 
einen der spektakulärsten Bereiche der Raum-
fahrt in den Fokus, der angesichts globaler 
Herausforderungen von zentraler Bedeutung 
für die Zukunft der Gesellschaft ist.

Das Motiv auf der Bildseite gliedert sich in eine 
grafische, technische Darstellung der Versionen 
der Rakete und eine bildliche Darstellung 
des Flugkörpers vor dem Planeten Erde. Die 

Umlaufbahnen halten die Bildinhalte gekonnt 
zusammen und erzeugen ein dynamisches Bild. 
Die Aufschrift „Ariane 6“ folgt der Umlauf-
bahn. Der Einsatz der Farbe im Bereich des 
Planeten Erde hebt die Form der Rakete hervor.

Silbermünzen-Programm

Im Laufe des Jahres werden verschiedene 
35-Euro-Silbermünzen zur Würdigung von 
Jubiläen und Persönlichkeiten verausgabt. 
Dazu gehören etwa Silbermünzen zum 
Anlass „150 Jahre Richard-Wagner-Festspiele 
Bayreuth“ oder „100 Jahre Friedensnobelpreis 
für Gustav Stresemann und Aristide Briand“.

Abbildung 2

Abbildung 3

5-Euro-Sammlermünze „Ariane 6“
Quelle: © BVA

Analysen und Berichte

Monatsbericht des BMF März 2026

25



Rechtzeitig zum Weihnachtsfest erscheint 
als Auftakt der Serie „Weihnachtslieder“ die 
50-Euro-Silbermünze „Stille Nacht, heilige 
Nacht“ (inklusive AuVerIn-Signatur). Zudem 
erscheint in sogenannter Tellerprägung die 
fünfte Münze aus der Serie „Weihnachten“ mit 
dem Motiv „Heilige Drei Könige“. Die Heiligen 
Drei Könige sind untrennbar mit der Geburt 
Jesu verbunden. Die Münze gliedert sich in drei 
Bereiche: Könige und Christuskind sind filigran 
ausmodelliert, die Dromedare flächenhaft 
gehalten, der Stern linear gearbeitet.

Die Tellerprägung 
ist eine besondere Prägetechnik. Der 
Münzgrund weist hier – ähnlich einem 
Teller – eine konkave Vertiefung auf und 
ermöglicht so eine plastischere Darstellung 
des Münzmotivs.

AuVerIn-Technik 
Das innovative Verfahren steht für 
Authentication, Verification und Informa-
tion. Dabei wird eine für das bloße Auge 
unsichtbare Signatur direkt in das Münz-
relief geprägt. Die Signatur ist natürlicher 
Bestandteil der Prägung. Mittels einer 
speziellen Software kann diese Codie-
rung ausgelesen werden und auf einen 
definierten Online-Inhalt, beispielsweise 
ein digitales Echtheitszertifikat, verlinken.

Goldmünzen-Programm

Die 50-Euro-Goldmünze „Gestaltung“ 
erscheint am 10. August 2026 im Rahmen der 
fünfteiligen Serie „Deutsches Handwerk“, bei 
der im Zeitraum 2023 bis 2027 jährlich eine 
Münze herausgegeben wird. Die Serie würdigt 
das Handwerk als einen der wichtigsten und 
vielseitigsten Wirtschaftsbereiche der Bundes-
republik Deutschland. Die diesjährige Emission 

ist den gestaltenden Handwerken gewidmet. 
Mit seiner gestalterischen Leistung prägt das 
Handwerk ein Stück Alltagskultur und versteht 
sich selbst zugleich als Teil der Kultur der 
Gesellschaft.

Mit der 20-Euro-Goldmünze „Wisent“ erscheint 
am 5. Oktober 2026 die fünfte Ausgabe der 
sechsteiligen Serie „Rückkehr der Wildtiere“. 
Die Serie stellt insbesondere Tiere in den Fokus, 
die in der Vergangenheit in Deutschland fast 
ausgestorben waren und zwischenzeitlich – 
u. a. infolge von Arten- und Naturschutzmaß-
nahmen – zurückgekehrt sind.

Bezug der Münzen

Deutsche Euro-Silbermünzen und Münzen mit 
Polymerring in der Sammlerqualität „Spiegel-
glanz“ sind ebenso wie die Goldmünzen und 
diverse Münzsets bei der „Münze Deutschland“ 
erhältlich, der offiziellen Verkaufsstelle des 
Bundes. Im Onlineshop unter www.muenze-
deutschland.de können die Münzen bequem 
von zu Hause aus bestellt werden. Die 35-Euro-
Silbermünzen, die 5-Euro-Sammlermünzen 
und die 10-Euro-Münzen mit Polymerring sind 
zudem zum Nominalwert in der Prägequalität 
„Stempelglanz“ in den Filialen der Deutschen 
Bundesbank erhältlich. Dies gilt gleichermaßen 
für die 2-Euro-Gedenkmünzen, die im gesam-
ten Euroraum gesetzliches Zahlungsmittel sind 
und mit einer Auflage von je rund 30 Mio. Stück 
in den Bargeldumlauf gegeben werden.
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Das Münzjahr 2026 einschließlich themengleicher 
Sonderpostwertzeichen (SPWZ)

Thema
2 Euro-Gedenkmünzen

Serie „Einigkeit und Recht und Freiheit“: Konrad Adenauer

Serie „Bundesländer II“: Bremen (Klimahaus Bremerhaven)

5 Euro-Sammlermünze
Serie „Erforschung des Weltraums (Serienbeginn)“: Ariane 6

10 Euro-Polymermünze
Serie „Im Dienst der Gesellschaft“: Rettungsdienste

35-Euro-Sammlermünzen
Serie „Prägende Frauen“: Elisabeth Schwarzhaupt

150 Jahre Richard-Wagner-Festspiele Bayreuth

SPWZ: 150 Jahre Bayreuther Festspiele

125 Jahre Wuppertaler Schwebebahn

SPWZ: Wuppertaler Schwebebahn

100 Jahre Friedensnobelpreis für Gustav Stresemann und Aristide Briand

SPWZ: 100 Jahre Friedensnobelpreis für Gustav Stresemann und Aristide Briand

Margot Friedländer

50-Euro-Sammlermünzen
Serie „Weihnachten“: Heilige Drei Könige

SPWZ – Serie „Weihnachten“: Kirchenfenster

Serie „Weihnachtslieder (Serienbeginn)“: Stille Nacht, heilige Nacht

20-Euro-Sammlermünzen aus Gold
Serie „Rückkehr der Wildtiere“: Wisent

50-Euro-Sammlermünzen aus Gold
Serie „Deutsches Handwerk“: Gestaltung

100-Euro-Sammlermünzen aus Gold
Serie „Meisterwerke der deutschen Literatur“: Die Judenbuche

Stand: Februar 2026 (Änderungen vorbehalten).
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 Überblick zur aktuellen Lage 

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern) sind im Februar 2026 leicht 
um rund 1 ½ Prozent gegenüber dem Vor-
jahresmonat angestiegen.

Der Vorjahresvergleich ist jedoch durch 
Buchungseffekte spürbar unterzeichnet. 
Ohne diese hätte sich ein deutlicherer Anstieg 
ergeben.

Dies betrifft vor allem die aufkommensstarken 
Steuern vom Umsatz: Die Einnahmen aus 
dieser Steuerart waren durch einen Buchungs-
effekt im Vorjahresvergleich rückläufig.

Bundeshaushalt

Die Einnahmen des Bundeshaushalts (ohne 
Münzeinnahmen, Rücklagenentnahme und 
Einnahmen aus Krediten) beliefen sich in 
den Monaten Januar bis Februar 2026 auf 
59,4 Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen 
um 6,5 Prozent (-4,1 Mrd. Euro) niedriger als im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres, was auf gerin-
gere Steuereinnahmen zurückzuführen war. 
Diese sanken um 7,6 Prozent (-4,5 Mrd. Euro) 
gegenüber dem Niveau des entsprechenden 
Vorjahreszeitraums. Die Ausgaben des Bundes-
haushalts betrugen von Januar bis Februar 2026 
insgesamt 93,1 Mrd. Euro und stiegen damit 
gegenüber dem Niveau des Vorjahreszeitraums 
(+9,6 Prozent beziehungsweise +8,1 Mrd. Euro).

Ende Februar 2026 wies der Bundeshaushalt 
ein Finanzierungsdefizit von 33,7 Mrd. Euro 
auf. Die Einnahmen und Ausgaben unter-
liegen im Laufe des Haushaltsjahres starken 

Schwankungen. Die unterjährige Entwicklung 
des Finanzierungssaldos und des jeweili-
gen Kapitalmarktsaldos sind daher keine 
Indikatoren, aus denen sich die erforderliche 
Nettokreditaufnahme und der Finanzierungs-
saldo am Jahresende errechnen lassen. Dies gilt 
in besonderem Maße zu Beginn eines Jahres.

Europa

Die Eurogruppe tagte am 16. Februar 2026 in 
Brüssel. Wichtige Themen waren insbeson-
dere die Eurozonenempfehlungen für den 
Euroraum 2026, die internationale Rolle des 
Euros und die globalen Ungleichgewichte im 
Kontext geoökonomischer Risiken. Darüber 
hinaus informierte Bundesfinanzminister Lars 
Klingbeil die Mitgliedstaaten über die Initiative 
der sechs Mitgliedstaaten Deutschland, Frank-
reich, Italien, Spanien, Niederlande und Polen. 
Der ECOFIN-Rat fand am darauffolgenden 
Tag statt. Wichtige Themen waren hier die 
Spar- und Investitionsunion mit dem Paket 
zur Zusatzrente, die wirtschaftlichen und 
finanziellen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sowie Rats-
empfehlungen im Entlastungsverfahren der 
Europäischen Kommission für den EU-Haus-
halt 2024 und die Ratsschlussfolgerungen zu 
den Haushaltsleitlinien für 2027.
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Entwicklung des 
Steueraufkommens
Steueraufkommen insgesamt

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern) sind im Februar 2026 um 
rund 1 ½ Prozent gegenüber dem Vorjahres-
monat gestiegen (s. a. Tabelle „Entwicklung der 
Steuereinnahmen“). Der Vorjahresvergleich 
ist jedoch durch Buchungseffekte bei der 
Einfuhrumsatzsteuer und der Tabaksteuer 
unterzeichnet. Ohne diese Effekte hätte sich 
rechnerisch ein deutlicheres Plus von rund 
6 ½ Prozent ergeben.

Den größten Anteil am Steueraufkommen 
trugen die Einnahmen aus den Gemein-
schaftsteuern bei. Die Einnahmen aus diesen 
Steuern stiegen im Februar 2026 leicht um 
rund 1 Prozent gegenüber dem Vorjahres-
monat an. Ohne den Buchungseffekt bei der 
Einfuhrumsatzsteuer (siehe Anmerkungen 
zu den Einzelsteuern unten) wäre der Anstieg 
deutlich höher ausgefallen. Darüber hinaus fiel 
vor allem die Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge mit einem kräftigen 
Aufkommensanstieg auf. Bei der Lohnsteuer 
setzten sich die Einnahmezuwächse fort. Die 
Einnahmen aus der veranlagten Einkommen-
steuer und den nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag gingen dagegen gegenüber Februar 2025 
zurück. Das Körperschaftsteueraufkommen lag 
in sehr ähnlicher Höhe wie im Vorjahresmonat.

Die Einnahmen aus den Bundessteuern 
stiegen im Februar 2026 um rund 4 Prozent 
gegenüber dem Vorjahresmonat an. Während 
die Einnahmen aus der Energiesteuer sich 
spürbar erhöhten (rund +24 Prozent), ging das 
Aufkommen aus der Tabaksteuer in ähnlicher 
Größenordnung zurück (rund -20 Pro-
zent). Bei der Tabaksteuer war dies durch 
einen Buchungseffekt bedingt, durch den 

Einnahmen erst im März-Aufkommen erfasst 
werden. Ohne diesen hätte das Aufkommen 
der Tabaksteuer im Berichtsmonat in ähnlicher 
Größenordnung gelegen wie im Vorjahr. Das 
Aufkommen der Energiesteuer stammt erhe-
bungsmäßig aus vorherigen Zeiträumen und 
steht nicht im Zusammenhang mit den aktuell 
gestiegenen Kraftstoffpreisen. Bei der Ver-
sicherungsteuer wird im Februar circa 1/3 des 
Jahresaufkommens vereinnahmt. Hier war ein 
spürbarer Anstieg gegenüber Februar 2025 um 
5 ½ Prozent zu verzeichnen. Die Änderungen 
der Einnahmen bei den übrigen Bundessteuern 
beeinflussten das Gesamtaufkommen der 
Bundessteuern jeweils in geringerem Umfang 
als die Aufkommensentwicklung bei den drei 
erwähnten Steuerarten.

Die Einnahmen aus den Ländersteuern wiesen 
im Februar 2026 einen Zuwachs von rund 
4 ½ Prozent gegenüber Februar 2025 auf. Die 
beiden aufkommensstärksten Steuerarten ver-
zeichneten dabei jeweils Aufkommensanstiege 
(Erbschaftsteuer rund +10 Prozent; Grund-
erwerbsteuer rund +1 Prozent).

Verteilung auf die Gebietskörperschaften

Die Einnahmen des Bundes nach Bundeser-
gänzungszuweisungen waren im Februar 2026 
gegenüber dem Vorjahresmonat um rund 
3 Prozent rückläufig. Dies lag maßgeblich an 
den Sondereffekten bei Einfuhrumsatzsteuer 
und Tabaksteuer. Ohne diese Sondereffekte 
hätte sich rechnerisch ein Anstieg um rund 
3 Prozent ergeben.

Darüber hinaus ging der Anteil des Bundes am 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz gegen-
über dem Vorjahresmonat zurück (s. a. Tabelle 
„Umsatzsteuerverteilung im Februar 2026“). 
Grund hierfür ist die Erhöhung der Festbeträge, 
die gemäß § 1 Abs. 2 und 5 Finanzausgleichs-
gesetz (FAG) aus dem gemäß § 1 Abs. 1 FAG 

 Steuereinnahmen im Februar 2026 

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage

Monatsbericht des BMF März 2026

31



festgelegten Anteil des Bundes an den Steuern 
vom Umsatz an die Länder und Gemeinden 
übertragen werden. Die Erhöhung liegt u. a. 
am FAG-Änderungsgesetz 2025, mit dem die 
Umsatzsteuer-Festbeträge der Gemeinden in 
den Jahren 2025 bis 2029 zulasten des Bundes 
erhöht werden, um diese für kommunale 
Steuermindereinnahmen durch das steuerliche 
Investitionssofortprogramm zu kompensieren.

Die EU-Eigenmittelabführungen, die aus dem 
Steueraufkommen des Bundes geleistet werden, 
erhöhten sich gegenüber Februar 2025 (ver-
gleiche dazu den Artikel zur Steuerschätzung 
Oktober 2025 im Monatsbericht Novem-
ber 20251). Die Zahlungen von Regionalisie-
rungsmitteln an die Länder fielen etwas höher 
aus als im Vorjahresmonat, die Bundesergän-
zungszuweisungen dagegen niedriger.

Die Steuereinnahmen der Länder nach Bundes-
ergänzungszuweisungen stiegen um rund 
2 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat an, 
wobei sich auch hier der Buchungseffekt bei 
der Einfuhrumsatzsteuer dämpfend bemerkbar 
machte. Das gilt ebenso für den Gemeinde-
anteil an den gemeinschaftlichen Steuern, der 
sich dennoch, und zwar aufgrund der höheren 
Festbeträge sowie des kräftigen Einnahme-
anstiegs bei der Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge, um fast 8 Prozent im 
Vorjahresvergleich erhöhte.

1	 https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/202602u013

Anmerkungen zu einzelnen 
Steuerarten
Lohnsteuer

Das Aufkommen der Lohnsteuer erhöhte 
sich im Februar 2026 um rund 4 ½ Prozent 
gegenüber dem Vorjahresmonat. Damit fiel die 
Zuwachsrate wieder etwas niedriger aus als im 
Vormonat; eine gewisse unterjährige Volatilität 
bei den Veränderungsraten ist üblich. Die 
Zuwächse dürften maßgeblich auf gesamtwirt-
schaftliche Lohnsteigerungen zurückgehen. 
Dagegen geht vom Arbeitsmarkt mit Blick auf 
die Beschäftigtenzahlen derzeit wenig Dyna-
mik für die weitere Aufkommensentwicklung 
aus. Arbeitslosigkeit und Beschäftigung waren 
eher unverändert (s. a. Tabelle „Aktuelle Kon-
junkturindikatoren“). Frühindikatoren deuten 
auf eine weiterhin gedämpfte Arbeitskräfte-
nachfrage hin. Die aus dem Lohnsteuerauf-
kommen („brutto“) geleisteten Zahlungen an 
Kindergeld lagen im Februar 2026 gegenüber 
dem Vorjahresmonat um rund ½ Prozent 
höher, was auf die Erhöhung des Kindergelds 
zum Jahresbeginn 2026 zurückzuführen war.

Ertragsteuern

Bei der veranlagten Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer war die Veranlagungs-
tätigkeit der Finanzverwaltung für vergangene 
Zeiträume, insbesondere für die Jahre 2023 
und 2024, für das Aufkommen im Febru-
ar 2026 maßgeblich. In Monaten, in denen 
die Veranlagungstätigkeit das Aufkommen 
bestimmt, können sich u. a. in Abhängigkeit 
von Erklärungseingang und Bearbeitungsstand 

Umsatzsteuerverteilung im Februar 2026
Bund Länder Gemeinden

USt-Anteil gemäß § 1 FAG 52,8 Prozent 45,2 Prozent 2,0 Prozent

am Aufkommen (29.744 Mio. Euro) 15.709 Mio. Euro 13.441 Mio. Euro 594 Mio. Euro

Hinzu (+)/ab (-):

Festbeträge gemäß FAG -1.239 Mio. Euro +904 Mio. Euro +335 Mio. Euro

Anteil nach Festbeträgen: 48,7 Prozent 48,2 Prozent 3,1 Prozent

14.470 Mio. Euro 14.345 Mio. Euro 928 Mio. Euro

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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beträchtliche Aufkommensschwankungen 
sowohl unterjährig als auch im Vorjahresver-
gleich ergeben.

Im Berichtsmonat verringerte sich das Auf-
kommen der veranlagten Einkommensteuer 
im Vorjahresvergleich bei relativ geringem 
Einnahmeniveau um rund 6 Prozent. Gegen-
über dem Vorjahr gingen die Nachzahlungen 
und die nachträglichen Vorauszahlungen etwas 
stärker zurück als die Erstattungen. Aus dem 
Aufkommen der veranlagten Einkommensteu-
er wurden im Februar 2026 rund 8 Mio. Euro an 
Forschungszulage ausgezahlt. Dies entspricht 
einer merklichen Steigerung gegenüber dem 
Vorjahresmonat, fällt jedoch für das Aufkom-
men dieser Steuerart kaum ins Gewicht.

Bei der Körperschaftsteuer lag das Aufkommen 
im Februar 2026 wie schon im Vorjahresmonat 
bei rund -0,4 Mrd. Euro, da Erstattungen für 
vergangene Zeiträume die Summe aus Nach-
zahlungen und nachträglichen Vorauszahlun-
gen überstiegen. An Forschungszulage wurden 
aus dem Aufkommen der Körperschaftsteuer 
rund 104 Mio. Euro ausgezahlt, deutlich mehr 
als bei der veranlagten Einkommensteuer. 
Gegenüber dem Vorjahresmonat lag das Aus-
zahlungsvolumen damit spürbar höher, und 
zwar um rund 15 Prozent.

Das Aufkommen aus den nicht veranlagten 
Steuern vom Ertrag fiel im Februar 2026 im 
Vorjahresvergleich um rund 5 Prozent nied-
riger aus. Der Rückgang ist dem Anstieg der 
aus dem Aufkommen geleisteten Erstattungen 
durch das Bundeszentralamt für Steuern zuzu-
schreiben. Das Bruttoaufkommen (vor Abzug 
der Erstattungen) stieg dagegen um knapp 
11 Prozent an. Nachdem die Einnahmen aus 
der Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge im Januar im Vorjahresvergleich 
noch kräftig um 16 ½ Prozent zurückgegangen 
waren, stiegen sie im Berichtsmonat wiederum 
deutlich um rund 27 Prozent an. In der Summe 
beider Monate ergibt sich nunmehr ein nahezu 
unverändertes Aufkommen im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum. Für die Entwicklung des 
Aufkommens dieser Steuerart ist neben Zins-
erträgen vor allem die Besteuerung potenziell 
volatiler Veräußerungserlösen relevant.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen aus den Steuern vom Umsatz 
ging gegenüber dem Vorjahresmonat um rund 
3 Prozent zurück. Dieser Einnahmerückgang 
war jedoch dadurch bedingt, dass es bei der 
Einfuhrumsatzsteuer im Berichtsmonat 
zu Aufkommensverschiebungen in den 
Folgemonat März gekommen war. Denn nach 
dem Fälligkeitstermin für die Abführung der 
Einnahmen (26. eines Monats) standen im 
Februar 2026 nur wenige Werktage für die not-
wendige Bearbeitung zur Verfügung. Dadurch 
kam es bei der Einfuhrumsatzsteuer zu einem 
Rückgang der Einnahmen um 54 ½ Prozent. 
Ohne die Aufkommensverschiebung hätte 
sich ein Anstieg um rund 6 Prozent ergeben. 
Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz 
insgesamt wäre nicht zurückgegangen, sondern 
hätte sich um rund 7 Prozent erhöht. Das von 
den Finanzverwaltungen der Länder erhobene 
Umsatzsteueraufkommen, das gemeinsam 
mit der Einfuhrumsatzsteuer die Steuern 
vom Umsatz bildet und von der Verschiebung 
nicht betroffen war, stieg im Februar 2026 um 
7 ½ Prozent an. Mit Blick auf die Entwicklung 
der Bemessungsgrundlagen lagen die Einzel-
handelsumsätze im Vorjahresvergleich zuletzt 
weiterhin moderat höher. Die Warenimporte, 
zentraler Anhaltspunkt für die Einfuhr-
umsatzsteuer, hatten dagegen einen kräftigen 
Rücksetzer zu verzeichnen und fielen unter 
das Vorjahresniveau (s. a. Tabelle „Aktuelle 
Konjunkturindikatoren“).

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage

Monatsbericht des BMF März 2026

33



Aktuelle Konjunkturindikatoren
Letzter Be-

obachtungs-
zeitpunkt

Letzter Daten-
stand, saison-

bereinigt

 Gegenüber Vor-
periode, saison-

bereinigt
Gegenüber 

Vorjahr1

Gesamtwirtschaft Veränderung in Prozent
Reales BIP (Index: 2020=100)2 4. Quartal 25 104,9 ↑ +0,3 ↑ +0,6

Nominales BIP in Mrd. Euro6 4. Quartal 25 1.152,7 ↑ +1,1 ↑ +3,8

Industrie/Verarbeitendes Gewerbe Veränderung in Prozent
Produktion (Index: 2021=100)2,3 Januar 26 91,1 ↓ -0,5 ↓ -1,2

Industrieproduktion (Index: 2021=100)2,3 Januar 26 90,4 ↓ -2,5 ↓ -2,6

Umsätze (Index: 2021=100)2,3 Januar 26 96,1 ↑ +1,5 ↑ +1,3

Auftragseingänge (Index: 2021=100)2,3 Januar 26 87,6 ↓ -11,1 ↑ +3,7

Handel und Dienstleistungen Veränderung in Prozent
Umsätze im Einzelhandel (Index: 2015=100)2,3 Januar 26 117,3 ↓ -0,9 ↑ +1,2

Umsätze im Gastgewerbe (Index: 2015=100)2,3 Dezember 25 89,5 ↓ -1,2 ↓ -2,0

Außenhandel Veränderung in Prozent
Warenexporte in Mrd. Euro Januar 26 130,5 ↓ -2,3 ↑ +0,6

Warenimporte in Mrd. Euro Januar 26 109,2 ↓ -5,9 ↓ -4,0

Preisentwicklung, nicht saisonbereinigt Veränderung in Prozent
Verbraucherpreisindex (2020=100) Februar 26 123,1 ↑ +0,2 ↑ +1,9

darunter Energie Februar 26 143,1 ↑ +0,2 ↓ -1,9

darunter Nahrungsmittel Februar 26 137,4 → +0,1 ↑ +1,1

darunter Dienstleistungen Februar 26 119,6 ↑ +0,4 ↑ +3,2

Erzeugerpreisindex (2021=100) Januar 26 124,4 ↓ -0,6 ↓ -3,0

Arbeitsmarkt Veränderung in 1.000 Perso-
nen, Personen oder Prozent-
punkten

Arbeitslosigkeit (1.000 Personen)⁴ Februar 26 2.977 ↑ +1,0 ↑ +80,7

Erwerbstätige (1.000 Personen)⁴ Januar 26 45.917 ↓ -13,0 ↓ -94,0

Kurzarbeit (Personen in neuen Anzeigen)5,6 Januar 26 37.518 ↓ -4,0 ↓ -36,0

Arbeitslosenquote BA (in Prozent)7 Februar 26 6,3 → +0,0 → +0,1

Umfragen Veränderung in Salden- be-
ziehungsweise Indexpunkten

ifo Geschäftsklima (Salden)8 Februar 26 -6,4 ↑ +2,1 ↑ +7,0

darunter Lage8 Februar 26 -2,5 ↑ +2,3 ↑ +3,9

darunter Erwartungen8 Februar 26 -10,3 ↑ +1,8 ↑ +9,9

GfK-Konsumklima (Index) Februar 26 -24,2 ↑ +2,7 ↓ -1,6

1  Produktion arbeitstäglich, Umsatz und Auftragseingang Industrie jeweils kalenderbereinigt, ifo Geschäftsklima und  
GfK-Konsumklima jeweils saisonbereinigt.

2  Kalenderbereinigt.
3  Preisbereinigt.
4  Veränderungen in 1.000 Personen.
5  Veränderung in Personen.
6  Nicht saisonbereinigt.
7  Veränderung in Prozentpunkten.
8  Veränderung in Saldenpunkten.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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2026

Februar

Verän-
derung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar bis 
Februar

Verän-
derung 

gegenüber 
Vorjahr 

Schätzungen 
für 20264

Verän-
derung 

gegenüber 
Vorjahr

in Mio. 
Euro in Prozent

in Mio. 
Euro in Prozent

in Mio. 
Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern
Lohnsteuer² 21.601 +4,5 44.761 +6,9 275.850 +5,0

Veranlagte Einkommensteuer 436  -6,1 2.485  -12,9 81.950 +4,6

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

812  -4,8 2.871  -4,1 31.450 +1,1

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

3.368 +27,1 6.980 +0,1 21.050  -15,1

Körperschaftsteuer -364 X -183 X 40.750 +4,0

Steuern vom Umsatz 29.744  -3,2 55.656  -0,9 322.600 +4,0

Gemeinschaftsteuern 
insgesamt

55.597 +1,1 112.571 +1,1 774.650 +3,8

Gewerbesteuerumlagen
Gewerbesteuerumlage 159 +14,0 206  -34,4 6.812 +3,8

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X -0 X 0 X

Gewerbesteuerumlagen 
insgesamt

159 +14,0 206  -34,4 6.812 +3,8

Bundessteuern
Energiesteuer 1.797 +24,4 2.372  -27,3 36.500  -2,8

Tabaksteuer 711  -19,9 1.057  -49,3 17.110  -3,0

Alkoholsteuer 194 +4,4 238  -37,5 1.920  -6,4

Versicherungsteuer 7.118 +5,5 8.171 +5,6 20.180 +2,9

Stromsteuer 394  -13,3 871  -43,1 6.850 +17,0

Kraftfahrzeugsteuer 791  -3,3 1.740  -2,7 9.620 +0,2

Luftverkehrsteuer 129  -1,1 290  -0,9 2.080 +0,8

Solidaritätszuschlag 645 +4,4 1.474  -4,2 13.100 +1,7

Übrige Bundessteuern 120  -5,3 179 +22,5 1.380  -11,6

Bundessteuern insgesamt 11.897 +4,3 16.391  -12,6 108.740  -0,1

Ländersteuern
Erbschaftsteuer 843 +9,9 1.838 +5,6 12.300  -20,2

Grunderwerbsteuer 1.195 +1,1 2.473 +2,4 15.700 +4,0

Rennwett- und Lotteriesteuer 228 +8,7 431  -4,1 2.475 +0,5

Biersteuer 33  -24,7 74  -17,4 525  -2,7

Übrige Ländersteuern 48 +5,7 83 +4,9 785 +1,5

Ländersteuern insgesamt 2.347 +4,4 4.899 +2,6 31.785  -7,3

Entwicklung der Steuereinnahmen  
(ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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noch: Entwicklung der Steuereinnahmen  
(ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2026

Februar

Verän-
derung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar bis 
Februar

Verän-
derung 

gegenüber 
Vorjahr 

Schätzungen 
für 20264

Verän-
derung 

gegenüber 
Vorjahr

in Mio. 
Euro in Prozent

in Mio. 
Euro in Prozent

in Mio. 
Euro in Prozent

EU-Eigenmittel
Zölle 454  -14,9 881  -0,7 4.900  -16,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 577 +23,2 1.058 +12,9 5.770 +3,4

BNE-Eigenmittel 3.034 +63,7 5.562 +48,3 32.919 +48,3

Kunststoff-Eigenmittel 125 +9,3 229 +0,2 1.249 +0,0

EU-Eigenmittel insgesamt 4.190 +41,1 7.730 +33,2 44.838 +28,5

Bund3 31.088  -2,9 55.710  -7,5 391.975 +0,8

Länder3 30.537 +1,6 61.803 +1,3 423.423 +2,0

EU 4.190 +41,1 7.730 +33,2 44.838 +28,5

Gemeindeanteil an der 
Einkommen- und Umsatz-
steuer

4.638 +7,8 9.705 +7,0 66.651 +5,8

Steueraufkommen ins-
gesamt (ohne Gemeinde-
steuern)

70.453 +1,6 134.948  -0,8 926.887 +2,8

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen, Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Oktober 2025.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts (ohne 
Münzeinnahmen, Rücklagenentnahme und 
Einnahmen aus Krediten) beliefen sich in 
den Monaten Januar bis Februar 2026 auf 
59,4 Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen 
um 6,5 Prozent (-4,1 Mrd. Euro) niedriger als im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres, was auf gerin-
gere Steuereinnahmen zurückzuführen war. 
Diese sanken um 7,6 Prozent (-4,5 Mrd. Euro) 
gegenüber dem Niveau des entsprechenden 
Vorjahreszeitraums. Für weitere Informationen 
zu den Steuereinnahmen s. a. „Steuereinnah-
men im Februar 2026“ in dieser Ausgabe des 
Monatsberichts.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichts-
zeitraum mit 5,4 Mrd. Euro um 6,8 Prozent 
(+0,3 Mrd. Euro) über dem entsprechenden 
Vorjahresergebnis. Während die Einnahmen 
aus der Abwicklung des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds Energie (+0,3 Mrd. Euro) und der 
Vergabe von Frequenzen (+0,2 Mrd. Euro) höher 
als im Vorjahreszeitraum waren, gingen die 
Erstattungen der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 459 SGB III um 0,3 Mrd. Euro zurück.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen 
von Januar bis Februar 2026 insgesamt 
93,1 Mrd. Euro und stiegen damit gegenüber 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums (+9,6 Pro-
zent beziehungsweise +8,1 Mrd. Euro). Dabei 
wuchsen die investiven Ausgaben gegenüber 
dem Vorjahresniveau deutlich an (+104,2 Pro-
zent beziehungsweise +4,8 Mrd. Euro). Der 
Anstieg der konsumtiven Ausgaben fiel mit 
+4,1 Prozent beziehungsweise +3,3 Mrd. Euro 
wesentlich moderater aus.

Bei den konsumtiven Ausgaben stiegen sowohl 
die laufenden Zuweisungen und Zuschüsse 
(+2,7 Prozent beziehungsweise +1,6 Mrd. Euro) 
als auch der laufende Sachaufwand (+26,6 Pro-
zent beziehungsweise +1,2 Mrd. Euro) 
gegenüber dem Vorjahr an. Der Anstieg der 
laufenden Zuweisungen und Zuschüsse war vor 
allem auf höhere Ausgaben für die Ertüchti-
gung von Partnerstaaten und von völker-
rechtswidrig angegriffenen Staaten im Bereich 
Sicherheit, Verteidigung und Stabilisierung 
(+1,8 Mrd. Euro) sowie für Zuschüsse des 
Bundes an die allgemeine Rentenversicherung 
(+1,5 Mrd. Euro) zurückzuführen. Dagegen 
lagen insbesondere die Zuschüsse zur Entlas-
tung beim Strompreis um 1,4 Mrd. Euro unter 
dem entsprechenden Vorjahresniveau.

Zum Anstieg der investiven Ausgaben trugen 
maßgeblich höhere Darlehensvergaben bei, 
die haushaltsrechtlich als investive Aus-
gaben zu verbuchen sind. Neben den um 
3,4 Mrd. Euro im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum höheren unterjährigen Liquiditätshilfen 
an die Bundesagentur für Arbeit trugen 
auch überjährige Darlehensvergaben an den 
Gesundheitsfonds (+2,3 Mrd. Euro) und an 
den Ausgleichsfonds der sozialen Pflegever-
sicherung (+0,8 Mrd. Euro) zum Anstieg bei. Die 
Sachinvestitionen lagen um 0,1 Mrd. Euro unter 
dem Niveau des Vorjahres.

Finanzierungssaldo

Ende Februar 2026 wies der Bundeshaushalt ein 
Finanzierungsdefizit von 33,7 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen 
im Laufe des Haushaltsjahres starken 
Schwankungen und beeinflussen somit die 
eingesetzten Kassenmittel in den einzelnen 

 Entwicklung des Bundeshaushalts  
 im Februar 2026 

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage

Monatsbericht des BMF März 2026

37



Ist 2025 Soll 2026
Ist-Entwicklung  
Februar 20261

Ausgaben (Mrd. Euro)2 493,3 524,5 93,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +9,6

Einnahmen (Mrd. Euro)3 427,9 426,4 59,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -6,5

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 388,6 387,2 54,0

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -7,6

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) -65,4 -98,1 -33,7

Deckung/Verwendung: 65,4 98,1 33,7

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 59,9

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,1 0,1 0,0

Saldo der Rücklagenbewegungen (Mrd. Euro)4 - - 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 66,9 98,0 -26,2

Tilgung aufgrund nicht-struktureller Rückflüsse von 
notlagenkreditfinanzierten Ausgaben (Mrd. Euro)

-1,7 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Buchungsergebnisse.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen, der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus 

kassenmäßigen Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5  (-) Tilgung, (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen.

Entwicklung des Bundeshaushalts

Monaten in unterschiedlichem Maße. Auch der 
Kapitalmarktsaldo zeigt im Jahresverlauf in der 
Regel starke Schwankungen. Die unterjährige 
Entwicklung des Finanzierungssaldos und des 
jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind daher keine 

Indikatoren, aus denen sich die erforderliche 
Nettokreditaufnahme und der Finanzierungs-
saldo am Jahresende errechnen lassen. Dies gilt 
in besonderem Maße zu Beginn eines Jahres.
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Entwicklung der Ausgaben des Bundeshaushalts 
nach Aufgabenbereichen

Ist 2025 Soll 2026

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Februar 
2025

Februar 
2026

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 123.234 25,0 153.140 29,2 17.659 20.586 +16,6

Politische Führung, zentrale 
Verwaltung

24.117 4,9 26.003 5,0 4.110 4.189 +1,9

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung

10.026 2,0 9.881 1,9 1.649 1.320 -20,0

Verteidigung 66.999 13,6 93.457 17,8 8.572 11.837 +38,1

Finanzverwaltung 7.577 1,5 7.502 1,4 1.086 1.193 +9,8

Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

30.343 6,2 30.156 5,7 3.736 4.385 +17,4

Förderung für Schülerinnen 
und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

4.006 0,8 4.723 0,9 818 1.320 +61,3

Wissenschaft, Forschung, 
Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

17.276 3,5 17.300 3,3 1.331 1.475 +10,8

Soziale Sicherung, Familie 
und Jugend, Arbeitsmarkt-
politik

234.108 47,5 245.090 46,7 47.407 55.189 +16,4

Sozialversicherung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

148.312 30,1 158.814 30,3 32.318 40.338 +24,8

darunter:

Allgemeine 
Rentenversicherung

114.068 23,1 119.023 22,7 26.580 28.179 +6,0

Krankenversicherung 18.365 3,7 18.388 3,5 2.703 5.005 +85,2

Arbeitslosenversicherung 1.437 0,3 3.971 0,8 0 3.356 X

Pflegeversicherung 500 0,1 3.200 0,6 0 800 X

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 
u. ä.

14.770 3,0 15.205 2,9 2.426 2.379 -1,9

Arbeitsmarktpolitik 51.590 10,5 51.478 9,8 8.599 8.539 -0,7

darunter:

Bürgergeld nach dem SGB II 29.049 5,9 28.050 5,3 5.279 5.137 -2,7

Leistungen des Bundes für 
Unterkunft und Heizung nach 
dem SGB II

12.458 2,5 13.000 2,5 1.969 2.125 +7,9

Soziale Leistungen nach 
dem SGB XII und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

11.858 2,4 12.480 2,4 2.755 2.662 -3,4

Sonstige soziale 
Angelegenheiten

1.186 0,2 1.141 0,2 -9 95 X

Gesundheit, Umwelt, Sport, 
Erholung

4.892 1,0 5.104 1,0 601 583 -3,0
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noch: Entwicklung der Ausgaben des 
Bundeshaushalts nach Aufgabenbereichen

Ist 2025 Soll 2026

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Februar 
2025

Februar 
2026

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Wohnungswesen, Städte-
bau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschafts-
dienste

4.490 0,9 4.639 0,9 329 215 -34,6

Wohnungswesen, 
Wohnungsbauprämie

3.198 0,6 3.831 0,7 312 203 -34,8

Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

1.258 0,3 1.692 0,3 79 79 +0,2

Energie- und Wasser
wirtschaft, Gewerbe, Dienst-
leistungen

24.305 4,9 25.292 4,8 3.180 920 -71,1

Energie- und Wasserversorgung, 
Entsorgung

17.120 3,5 16.674 3,2 2.228 762 -65,8

Sonstiges im Bereich Gewerbe 
und Dienstleistungen

4.206 0,9 4.750 0,9 337 75 -77,8

Regionale 
Förderungsmaßnahmen

1.369 0,3 2.333 0,4 160 22 -86,4

Verkehrs- und Nachrichten-
wesen

30.871 6,3 21.403 4,1 2.762 1.899 -31,2

Straßen 7.429 1,5 7.695 1,5 747 425 -43,1

Eisenbahnen und öffentlicher 
Personennahverkehr

15.109 3,1 5.477 1,0 815 223 -72,7

Allgemeine Finanzwirtschaft 39.779 8,1 38.025 7,2 9.225 9.263 +0,4

Grund- und Kapitalvermögen, 
Sondervermögen und 
Finanzzuweisungen

8.607 1,7 10.618 2,0 1.031 1.023 -0,8

Zinsausgaben und Ausgaben 
im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

29.906 6,1 30.226 5,8 7.894 7.890 -0,1

Ausgaben insgesamt1 493.278 100,0 524.540 100,0 84.977 93.120 +9,6

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen, der Ausgaben zur 
Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Ausgaben des Bundeshaushalts 
nach ökonomischen Arten

Ist 2025 Soll 2026

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Februar 
2025

Februar 
2026

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 437.854 88,8 474.967 90,5 80.345 83.662 +4,1

Personalausgaben 44.647 9,1 48.004 9,2 8.430 8.820 +4,6

Aktivbezüge 33.068 6,7 36.573 7,0 6.096 6.366 +4,4

Versorgung 11.579 2,3 11.431 2,2 2.334 2.454 +5,1

Laufender Sachaufwand 48.257 9,8 71.526 13,6 4.631 5.863 +26,6

Sächliche 
Verwaltungsausgaben

24.193 4,9 28.836 5,5 3.013 3.779 +25,4

Militärische Beschaffungen 20.109 4,1 38.198 7,3 1.406 1.877 +33,5

Sonstiger laufender 
Sachaufwand

3.955 0,8 4.491 0,9 211 208  -1,4

Zinsausgaben 29.873 6,1 30.187 5,8 7.893 7.878  -0,2

Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse

313.365 63,5 323.441 61,7 58.790 60.397 +2,7

an Verwaltungen 45.358 9,2 45.241 8,6 7.606 7.542  -0,8

an andere Bereiche 268.007 54,3 278.201 53,0 51.184 52.855 +3,3

darunter:

Unternehmen 51.597 10,5 53.320 10,2 7.007 5.661  -19,2

Renten, Unterstützungen u. a. 42.001 8,5 43.215 8,2 7.566 7.433  -1,8

Sozialversicherungen 151.540 30,7 155.414 29,6 33.178 34.856 +5,1

Sonstige Vermögens
übertragungen

1.713 0,3 1.808 0,3 601 704 +17,1

Investive Ausgaben 55.424 11,2 58.354 11,1 4.632 9.458 +104,2

Sachinvestitionen 7.633 1,5 9.815 1,9 553 476  -13,9

Baumaßnahmen 4.503 0,9 5.960 1,1 323 220  -31,9

Erwerb von beweglichen 
Sachen

3.000 0,6 3.641 0,7 216 248 +14,8

Grunderwerb 130 0,0 214 0,0 14 7  -50,0

Finanzierungshilfen 47.791 9,7 48.539 9,3 4.079 8.982 +120,2

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

8.758 1,8 788 0,2 241 144  -40,2

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

10.768 2,2 13.128 2,5 520 6.497 X

Zuweisungen und Zuschüsse 28.264 5,7 34.623 6,6 3.318 2.341  -29,4

Globalansätze 0 0,0 -8.781 -1,7 - - X

Ausgaben insgesamt1 493.278 100,0 524.540 100,0 84.977 93.120 +9,6

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen, der Ausgaben zur 
Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundeshaushalts

Ist 2025 Soll 2026

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Februar 
2025

Februar 
2026

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern1 388.564 90,8 387.214 90,8 58.450 53.992  -7,6

Bundesanteile an 
Gemeinschaftsteuern:

343.415 80,3 354.276 83,1 49.030 48.906  -0,3

Einkommen- und 
Körperschaftsteuer, 
Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge, 
Mindeststeuer

190.987 44,6 197.573 46,3 21.164 21.814 +3,1

davon:

Lohnsteuer 111.628 26,1 116.885 27,4 15.156 16.352 +7,9

Veranlagte Einkommensteuer 33.305 7,8 34.829 8,2 1.209 1.048  -13,3

Nicht veranlagte Steuer vom 
Ertrag

15.559 3,6 15.725 3,7 1.479 1.433  -3,1

Körperschaftsteuer 19.582 4,6 20.372 4,8 251 -91  -136,3

Mindeststeuer - 0,0 500 0,1 - - -

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

10.912 2,5 9.262 2,2 3.070 3.071 +0,0

Steuern vom Umsatz 149.846 35,0 153.881 36,1 27.733 26.889  -3,0

Gewerbesteuerumlage 2.582 0,6 2.822 0,7 133 204 +53,4

Energiesteuer 37.563 8,8 35.000 8,2 3.263 2.372  -27,3

Tabaksteuer 17.632 4,1 17.110 4,0 2.087 1.057  -49,4

Alkoholsteuer 2.050 0,5 1.921 0,5 380 238  -37,4

Schaumweinsteuer 388 0,1 357 0,1 87 46  -47,1

Kaffeesteuer 1.038 0,2 1.020 0,2 171 171 +0,0

Versicherungsteuer 19.611 4,6 20.180 4,7 7.735 8.171 +5,6

Stromsteuer 5.856 1,4 5.623 1,3 1.530 871  -43,1

Kraftfahrzeugsteuer 9.598 2,2 9.575 2,2 1.788 1.740  -2,7

Luftverkehrsteuer 2.063 0,5 2.080 0,5 292 290  -0,7

Solidaritätszuschlag 12.878 3,0 13.100 3,1 1.539 1.474  -4,2

EU-Energiekrisenbeitrag 134 0,0 - 0,0 -113 -39  -65,5

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 1 1 0,0

Abzugsbeträge
Konsolidierungshilfen an die 
Länder

800 X 800 X - - -

Ergänzungszuweisungen an 
Länder

11.781 X 11.392 X - - -

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der 
EU

5.582 X 5.770 X 937 1.058 +12,9

BNE-Eigenmittel der EU 22.200 X 32.919 X 3.750 5.562 +48,3

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.249 X 1.249 X 228 229 +0,4

Zuweisungen an Länder für 
ÖPNV

13.061 X 11.908 X 2.177 2.209 +1,5

Zuweisung an die Länder für 
Kfz-Steuer und Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 2.248 2.248 0,0
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noch: Entwicklung der Einnahmen des Bundeshaushalts

Ist 2025 Soll 2026

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Februar 
2025

Februar 
2026

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 39.359 9,2 39.217 9,2 5.100 5.448 +6,8

Verwaltungseinnahmen 24.370 5,7 18.194 4,3 2.819 3.021 +7,2

Einnahmen aus wirtschaftlicher 
Tätigkeit

3.481 0,8 3.733 0,9 47 123 +161,7

Darlehensrückflüsse, 
Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, 
Gewährleistungen

1.176 0,3 987 0,2 61 72 +18,0

Zinseinnahmen 1.845 0,4 949 0,2 327 273  -16,5

Einnahmen aus Zuweisungen und 
Zuschüssen

6.433 1,5 14.634 3,4 1.396 1.204  -13,8

Einnahmen insgesamt2 427.923 100,0 426.431 100,0 63.549 59.440  -6,5

1  Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind 
methodisch bedingt.

2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus 
kassenmäßigen Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 Kreditaufnahme des Bundes und  
 seiner Sondervermögen 

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der 
Finanzierung des Bundeshaushalts und der 
Sondervermögen des Bundes. Sondervermögen 
werden unterschieden in solche Sonderver-
mögen, die über den Bundeshaushalt oder 
andere Einnahmen mitfinanziert werden, 
und Sondervermögen mit eigener Kredit-
ermächtigung: Finanzmarktstabilisierungs-
fonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), 
Sondervermögen Bundeswehr (SV BW) und das 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneu-
tralität (SVIK). Die gesetzlichen Vorgaben zur 
Kreditaufnahme für die Sondervermögen mit 
eigener Kreditermächtigung werden durch die 
Errichtungsgesetze der jeweiligen Sonderver-
mögen geregelt.

Die nachfolgenden Erläuterungen zur Kredit-
aufnahme des Bundes und der Sondervermö-
gen beziehen sich

•	 erst auf den gesamten Kreditbestand des 
Bundes,

•	 nachfolgend auf den Kreditbestand des 
Bundes ohne Darlehensfinanzierung und

•	 anschließend auf den Kreditbestand des 
Bundes zur Darlehensfinanzierung.1

Im Folgenden werden die Begriffe „Kredit-
bestand“ sowie „Bruttokreditaufnahme“ 
verwendet, Kreditbestand beschreibt dabei das 
Gesamtvolumen der zum Berichtszeitpunkt 
aufgenommenen Kredite zu Nennwerten. Die 
Bruttokreditaufnahme entspricht dagegen 
dem Volumen der innerhalb des abgelaufenen 

1	 Die Aufnahme von Krediten durch den Bund nach §§ 9 
Abs. 5 und 23 Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) zur 
Weiterleitung in Form von Darlehen über FMS und WSF 
an Anstalten des öffentlichen Rechts (im Folgenden 
„Darlehensfinanzierung“) dient der Kostenersparnis durch 
die niedrigeren Refinanzierungskonditionen des Bundes.

Monats oder innerhalb des Jahres aufgenom-
menen Kredite zur Finanzierung des kassen-
wirksamen Anteils der Nettokreditaufnahme 
sowie zur Refinanzierung fällig werdender 
Kredite. Die Darstellung der Bruttokreditauf-
nahme zeigt die kassenwirksamen Beträge zum 
Verkauf und die monatlichen beziehungsweise 
jährlichen Anteile der periodengerecht berück-
sichtigten Stückzinsen, Agien und Disagien.

Im Gegensatz zu den anderen Sondervermögen 
mit eigener Kreditermächtigung werden die 
Zinsen des SVIK vom Bundeshaushalt getragen. 
Ein Ausweis der dem SVIK zuzuordnenden 
Zinsen findet dementsprechend nur nachricht-
lich statt.

Entwicklung des 
Kreditbestands des Bundes
Der Bund hatte am 31. Dezember 2025 einen 
Kreditbestand in Höhe von 1.793,9 Mrd. Euro. 
Der Kreditbestand erhöhte sich zum 
28. Februar 2026 um 21,3 Mrd. Euro auf 
1.815,1 Mrd. Euro. Diese Erhöhung resultierte 
aus einer Bruttokreditaufnahme im Volumen 
von 90,9 Mrd. Euro, denen Fälligkeiten im 
Volumen von 71,1 Mrd. Euro gegenüberstan-
den. Im Jahr 2026 wurden bis Ende Februar für 
Zinszahlungen aller auch in früheren Jahren 
aufgenommenen bestehenden Kredite saldiert 
6,9 Mrd. Euro aufgewendet.

Im Februar 2026 wurden insgesamt 
44,0 Mrd. Euro konventionelle Bundeswert
papiere emittiert. Diese verteilten sich auf 
2,2 Mrd. Euro 30-jährige Bundesanleihen, 
8,3 Mrd. Euro 15-/20-jährige Bundesanleihen, 
5,5 Mrd. Euro 10-jährige Bundesanleihen, 
4,0 Mrd. Euro 7-jährige Bundesanleihen, 
5,0 Mrd. Euro Bundesobligationen, 
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6,0 Mrd. Euro Bundesschatzanweisungen und 
13,0 Mrd. Euro Unverzinsliche Schatzan-
weisungen des Bundes. Darüber hinaus wurden 
im Februar 2026 Grüne Bundeswertpapiere in 
Höhe von 1,4 Mrd. Euro begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswert-
papieren verringerten sich im Februar 2026 um 
3,7 Mrd. Euro auf 198,8 Mrd. Euro. Die Verände-
rung resultierte aus Sekundärmarktverkäufen 
in Höhe von 22,4 Mrd. Euro, denen Käufe in 
Höhe von 10,2 Mrd. Euro und die Erhöhung von 
Eigenbeständen um 8,9 Mrd. Euro gegen-
überstanden. Ferner gab es Fälligkeiten im 
Eigenbestand in Höhe von 0,3 Mrd. Euro.

Zum Stichtag entfielen 96,5 Prozent des
Kreditbestands auf den Bund ohne Darlehens-
finanzierung, die restlichen 3,5 Prozent dienten
der Darlehensfinanzierung.

Entwicklung des 
Kreditbestands des Bundes 
ohne Darlehensfinanzierung

Im Februar 2026 erfolgte eine Bruttokreditauf-
nahme für den Bund ohne Darlehensfinan-
zierung in Höhe von 48,5 Mrd. Euro. Außerdem 
wurden 45,2 Mrd. Euro fällige Kredite getilgt. 
Für Zinszahlungen der Kredite des Bundes ohne 
Darlehensfinanzierung wurden im Februar 2026
saldiert 3,0 Mrd. Euro aufgewendet.

Am 28. Februar 2026 betrug der Kreditbestand 
des Bundes ohne Darlehensfinanzierung
insgesamt 1.750,7 Mrd. Euro. Folglich erhöhte 
sich dieser gegenüber dem 31. Januar 2026
um 4,2 Mrd. Euro. Der Kreditbestand des 
Bundeshaushalts lag bei 1.634,1 Mrd. Euro und
erhöhte sich gegenüber dem Vormonat um
0,8 Mrd. Euro. Der Kreditbestand des SV BW 
erhöhte sich im Februar 2026 um 0,5 Mrd. Euro 
auf 44,2 Mrd. Euro und der Kreditbestand
des SVIK erhöhte sich um 2,8 Mrd. Euro auf
32,1 Mrd. Euro. Die Kreditbestände für den
FMS für Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 
Abs. 1 StFG (22,5 Mrd. Euro), für den WSF für 
Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG (0,7 Mrd. Euro) und für den
ITF (17,3 Mrd. Euro) veränderten sich gegenüber

dem 31. Januar 2026 gar nicht oder nur sehr 
geringfügig.

Entwicklung des 
Kreditbestands des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Im Februar 2026 erfolgte für den FMS zur 
Refinanzierung von Darlehen gemäß § 9 
Abs. 5 StFG keine Bruttokreditaufnahme sowie 
keine Tilgung von Krediten. Auch für den WSF 
gab es im Februar 2026 zur Darlehensfinanzie-
rung gemäß § 23 StFG weder eine Bruttokredit-
aufnahme noch Tilgungen. Der Kreditbestand 
belief sich damit per Ende Februar 2026 weiter-
hin auf 51,4 Mrd. Euro (FMS) beziehungsweise 
13,0 Mrd. Euro (WSF). Am 28. Februar 2026 
betrug der Gesamtbestand an Krediten zur 
Darlehensfinanzierung 64,4 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten können folgenden 
Tabellen entnommen werden:

•	 Entwicklung des Kreditbestands des Bundes 
im Februar 2026,

•	 Entwicklung des Kreditbestands des Bundes 
ohne Darlehensfinanzierung im Februar 2026 
und

•	 Entwicklung von Umlaufvolumen und 
Eigenbestände an Bundeswertpapieren im 
Februar 2026.

Im statistischen Anhang der Online-Version 
sind zusätzlich die beiden erstgenannten 
Tabellen mit Daten für den bisherigen Jahres-
verlauf, der nach Restlaufzeitklassen gruppierte 
Kreditbestand des Bundes sowie die nach 
Instrumentenart aufgegliederten Daten zum 
Kreditbestand des Bundes, zur Bruttokredit-
aufnahme des Bundes, zu den Tilgungen des 
Bundes und zu den Zinsen für die Kredite des 
Bundes enthalten.

Die Abbildung „Bruttokreditaufnahme und 
Kreditbestand des Bundes“ zeigt die Verteilung 
der Bruttokreditaufnahme und des Kredit-
bestands auf die Finanzierungsinstrumente. 
Den größten Anteil an der Bruttokredit-
aufnahme im laufenden Jahr stellten mit 
27,2 Mrd. Euro beziehungsweise 30,0 Prozent 
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die Unverzinslichen Schatzanweisungen des 
Bundes dar, gefolgt von den 10-jährigen Bun-
desanleihen mit 18,5 Mrd. Euro beziehungs-
weise 20,3 Prozent.

Mehr als 99 Prozent des Kreditbestands des 
Bundes sind in Form von Inhaberschuld-
verschreibungen verbrieft. Die konkreten 
Gläubiger sind dem Bund nicht bekannt.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren sind den 
Pressemitteilungen zum Emissionskalender 

zu entnehmen.2 Ferner werden auf der Inter-
netpräsenz der Bundesrepublik Deutschland - 
Finanzagentur GmbH nach jeder Auktion von 
Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.3 

2	 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162
3	 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163

Bruttokreditaufnahme und Kreditbestand des Bundes
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung des Kreditbestands des Bundes im Februar 2026
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Kredit
bestand

Brutto
kredit

aufnahme1 Tilgungen
Kredit

bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen1

31. Januar 
2026 Februar Februar

28. Februar
2026 Februar Februar

Insgesamt 1.810.982 48.500 -45.218 1.815.150 4.168 -3.049

Gliederung nach Verwendung
Bundeshaushalt 1.633.284 45.138 -45.218 1.634.090 804 -2.960

Sondervermögen mit eigener 
Kreditermächtigung
(ohne Darlehensfinanzierung)

113.321 3.704 - 117.025 3.704 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.463 - - 22.463 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 17.294 - - 17.294 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für 
Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

659 - - 659 - -

Sondervermögen Bundeswehr 43.626 531 - 44.157 531 -

Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität²

29.255 2.831 - 32.086 2.831 X3 

Darlehensfinanzierung 64.400 - - 64.400 - -90

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

51.400 - - 51.400 - -90

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die KfW  
gemäß § 23 StFG)

13.000 - - 13.000 - -

nachrichtlich
Zinsen aus Kreditaufnahmen des 
SVIK, die vom Bundeshaushalt 
getragen werden³

X X X X X -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Der Kreditbestand des Berichtsstichtags ergibt sich nicht mehr aus der Summe des Kreditbestands des vorausgegangenen 

Berichtsstichtags und der vorausgegangenen Bruttokreditaufnahme sowie Tilgungen während des Berichtszeitraums. Grund 
dafür ist eine Umstellung der Buchungslogik. Für mehr Informationen zu dem Thema wird auf den Artikel „Periodengerechte 
Zinsausgaben“ im Monatsbericht Februar 2025 verwiesen.

2  Potenzielle Unterschiede zwischen dem Kreditbestand und dem auf der BMF-Website zum Sondervermögen Infrastruktur 
und Klimaneutralität (SVIK) angegebenen Mittelabfluss des SVIK ergeben sich aus der unterschiedlichen Berücksichtigung der 
Zuweisung an den Klima- und Transformationsfonds.

3  Im Gegensatz zu den anderen Sondervermögen mit eigener Kreditermächtigung werden die Zinsen des SVIK vom 
Bundeshaushalt getragen und sind in den Zinsen des Bundeshaushalts berücksichtigt. Ein separater Ausweis von Zinsen des 
SVIK ist seit dem 1. Januar 2026 möglich, da die Abrechnung jedoch nur quartalsweise erfolgt, werden hier erstmals Ende des 
ersten Quartals Werte ausgewiesen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung des Kreditbestands des Bundes ohne 
Darlehensfinanzierung im Februar 2026
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Kredit
bestand

Brutto
kredit

aufnahme1 Tilgungen
Kredit

bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen1

31. Januar 
2026 Februar Februar

28. Februar
2026 Februar Februar

Insgesamt 1.746.582 48.500 -45.218 1.750.750 4.168 -2.960 

Gliederung nach Verwendung
Bundeshaushalt 1.633.284 45.138 -45.218 1.634.090 806 -2.960 

Finanzmarktstabilisierungsfonds
(Kredite für Aufwendungen
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.463 - - 22.463 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 17.294 - - 17.294 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für 
Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

659 - - 659 - -

Sondervermögen Bundeswehr 43.626 531 - 44.157 531 -

Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität²

29.255 2.831 - 32.086 2.831 X⁵

Gliederung nach Instrumentenarten 
Konventionelle 
Bundeswertpapiere

1.604.792 46.345 -45.168 1.606.650 1.859 -2.683

30-jährige Bundesanleihen 415.500 1.921 - 417.691 2.191 -

15-/20-jährige Bundesanleihen 93.948 7.986 - 102.284 8.336 -

10-jährige Bundesanleihen 559.274 7.688 -33.168 533.884 -25.390 -2.534

7-jährige Bundesanleihen 97.181 3.461 - 100.631 3.450 -

Bundesobligationen 221.680 4.601 - 226.254 4.574 -

Bundesschatzanweisungen 126.110 6.872 - 132.956 6.846 -

Unverzinsliche 
Schatzanweisungen des Bundes

91.099 13.816 -12.000 92.950 1.851 -148

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

59.827 11 - 59.842 15 5

Grüne Bundeswertpapiere 74.484 2.144 - 76.828 2.344 -355

Schuldscheindarlehen 3.895 - -50 3.845 -50 -17

Geldmarktgeschäfte zur 
Haushaltsfinanzierung

- - - - - -

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

3.584 - - 3.584 - -
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noch: Entwicklung des Kreditbestands des Bundes 
ohne Darlehensfinanzierung im Februar 2026
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Kredit
bestand

Brutto
kredit

aufnahme1 Tilgungen
Kredit

bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen1

31. Januar 
2026 Februar Februar

28. Februar 
2026 Februar Februar

nachrichtlich
Verbindlichkeiten aus 
der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter 
Bundeswertpapiere3

17.230 X X 17.349 119 X

Vorsorge für inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG)4

17.510 X X 17.510 - X

Zinsen aus Kreditaufnahmen des 
SVIK, die vom Bundeshaushalt 
getragen werden5

X X X X X -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Der Kreditbestand des Berichtsstichtags ergibt sich nicht mehr aus der Summe des Kreditbestands des vorausgegangenen 

Berichtsstichtags und der vorausgegangenen Bruttokreditaufnahme sowie Tilgungen während des Berichtszeitraums. Grund 
dafür ist eine Umstellung der Buchungslogik. Für mehr Informationen zu dem Thema wird auf den Artikel „Periodengerechte 
Zinsausgaben“ im Monatsbericht Februar 2025 verwiesen.

2  Potenzielle Unterschiede zwischen dem Kreditbestand und dem auf der BMF-Website zum Sondervermögen Infrastruktur 
und Klimaneutralität (SVIK) angegebenen Mittelabfluss des SVIK ergeben sich aus der unterschiedlichen Berücksichtigung der 
Zuweisung an den Klima- und Transformationsfonds.

3  Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflations-
bedingten Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 

4  Der Bestand zur Vorsorge für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach dem SchlussFinG enthält dagegen nur jene Erhö-
hungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) ergeben. 

5  Im Gegensatz zu den anderen Sondervermögen mit eigener Kreditermächtigung werden die Zinsen des Sondervermögens 
Infrastruktur und Klimaneutralität vom Bundeshaushalt getragen und sind in den Zinsen des Bundeshaushalts berücksichtigt. 
Ein separater Ausweis von Zinsen des SVIK ist seit dem 1. Januar 2026 möglich, da die Abrechnung jedoch nur quartalsweise 
erfolgt, werden hier erstmals Ende des ersten Quartals Werte ausgewiesen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an 
Bundeswertpapiere im Februar 2026 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme)1

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo)
31. Januar 

2026 Februar Februar
28. Februar 

2026 Februar
Umlaufvolumen insgesamt 2.006.000 45.389 -45.500 2.006.500 500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.860.500 43.990 -45.500 1.859.500 -1.000

30-jährige Bundesanleihen 468.500 2.218 - 471.000 2.500

15-/20-jährige Bundesanleihen 101.250 8.268 - 109.750 8.500

10-jährige Bundesanleihen 644.750 5.459 -33.500 616.750 -28.000

7-jährige Bundesanleihen 114.000 4.018 - 118.000 4.000

Bundesobligationen 276.500 5.034 - 281.500 5.000

Bundesschatzanweisungen 158.500 6.016 - 164.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes (inklusive 
Kassenemissionen)

97.000 12.977 -12.000 98.000 1.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 66.250 - - 66.250 -

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

14.250 - - 14.250 -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

52.000 - - 52.000 -

Grüne Bundeswertpapiere 79.250 1.399 - 80.750 1.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 24.750 - - 24.750 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 38.250 1.399 - 39.750 1.500

Grüne Bundesobligationen 16.250 - - 16.250 -

Eigenbestände -202.497 X X -198.779 3.718

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Der Bestand des Berichtsstichtags ergibt sich nicht mehr aus der Summe des Bestands des vorausgegangenen Berichtsstich-

tags und der vorausgegangenen Aufnahme sowie Tilgungen während des Berichtszeitraums. Grund dafür ist eine Umstellung 
der Buchungslogik. Für mehr Informationen zu dem Thema wird auf den Artikel „Periodengerechte Zinsausgaben“ im 
Monatsbericht Februar 2025 verwiesen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 Europäische Wirtschafts-  
 und Finanzpolitik 

Rückblick auf die Sitzungen 
der Eurogruppe und des 
ECOFIN-Rats am 16. und 
17. Februar 2026 in Brüssel
Eurogruppe

Die Sitzung der Eurogruppe im regulären 
Format begann mit den Ratsempfehlungen zu 
den Eurozonenempfehlungen 2026, denen die 
Mitgliedstaaten in der Befassung zustimmten. 
Der den Ministerinnen und Ministern vor-
gelegte Entwurf beinhaltet zentrale politische 
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten des 
Euroraums. Aufgefordert werden die Mit-
gliedstaaten darin u. a. dazu, entschlossen 
die Erhöhung von Wettbewerbsfähigkeit und 
Widerstandsfähigkeit des Finanzsystems 
und der gesamten Wirtschaft anzugehen und 
gleichzeitig die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu wahren. Die Gewährleistung 
mittelfristig höherer Verteidigungsausgaben 
solle zudem über die Repriorisierung in den 
öffentlichen Haushalten erreicht werden.

Ein weiterer zentraler Punkt waren Fortschritte 
bei der Spar- und Investitionsunion durch die 
weitere Vertiefung und Integration der Kapital-
märkte. Ziel sei, Investitionen u. a. in Forschung 
und Innovation sowie europäische Scale-ups zu 
mobilisieren. Auch seien die Beseitigung von 
Binnenmarktbarrieren und die entschlossene 
Fortsetzung der Vereinfachung von Vor-
schriften und regulatorischen Anforderungen 
wichtige Handlungsfelder.

Der Präsident der Eurogruppe Kyriakos 
Pierrakakis machte anschließend deutlich, dass 
die Eurozonenempfehlungen 2026 in die künf-
tigen politischen Diskussionen der Eurogruppe 
einfließen würden. Die formale Billigung des 

Entwurfs der Eurozonenempfehlungen durch 
die Ministerinnen und Minister erfolgte einen 
Tag später im Rat für Wirtschaft und Finanzen 
(ECOFIN-Rat). Nach Indossierung durch den 
Europäischen Rat im März 2026 wird der Rat sie 
im Mai 2026 endgültig annehmen.

Danach gab es einen Austausch zur inter-
nationalen Rolle des Euros. Dabei stand die 
Frage nach der künftigen Rolle des Euros im 
internationalen Währungssystem angesichts 
der zunehmenden geopolitischen und öko-
nomischen Herausforderungen im Zentrum. 
Die Europäische Kommission führte in die 
Thematik ein und die Europäische Zentralbank 
(EZB) informierte anschließend über in ihrem 
Bereich liegende Möglichkeiten zur Stärkung 
der Rolle des Euros. Eine wichtige Rolle spiele 
dabei insbesondere die Wahrung der EZB als 
glaubhafte und vertrauenswürdige Institution 
und die Sicherstellung eines digital verwend-
baren Euros.

Die Mitgliedstaaten waren sich einig, dass die 
internationale Rolle des Euros von Fort-
schritten bei der Spar- und Investitionsunion, 
der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, der 
digitalen Finanzwirtschaft und von weiteren 
Vereinfachungen abhänge. Bundesfinanzmi-
nister Lars Klingbeil betonte in seinem Beitrag, 
dass insbesondere die Steigerung der Attrak-
tivität des Euroraums für Investoren durch 
Fortschritte bei der Spar- und Investitions-
union, stabile Finanzen in allen Mitgliedstaa-
ten, freien Handel und digitale Souveränität 
insbesondere auch im Zahlungsverkehr wichtig 
seien. Die Mitgliedstaaten waren sich einig, die 
internationale Rolle des Euros künftig als ein 
wichtiges Thema in der Eurogruppe weiterzu-
führen. Schwerpunkte sollen zunächst auf der 
Spar- und Investitionsunion und der digitalen 
Souveränität liegen.
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Das Treffen der Eurogruppe im regulären 
Format endete unter dem Punkt „Verschiede-
nes“ mit der Ernennung des Vorsitzenden der 
Arbeitsgruppe „Eurogruppe“, welche die Euro-
gruppe inhaltlich vorbereitet. Dabei wurde der 
amtierende Vorsitzende Tuomas Saarenheimo 
(Finnland) in seinem Amt bestätigt. Es ist 
seine vierte zweijährige Amtszeit, die zum 
1. April 2026 beginnen wird.

Im inklusiven Format war der kanadische 
Finanzminister François-Philippe Champagne 
bei dem Tagesordnungspunkt zu den globalen 
Ungleichgewichten im Kontext geoökonomi-
scher Risiken zu Gast. Neben dem kanadischen 
Finanzminister nahm auch die Vorsitzende 
der G7-Arbeitsgruppe zu globalen Ungleich-
gewichten Prof. Hélène Rey als Gastrednerin 
teil. Der Abbau der globalen Ungleichwichte ist 
ein Kernthema der französischen G7-Präsi-
dentschaft. Die Mitgliedstaaten und Kanada 
stimmten zudem darin überein, ihre bereits 
sehr guten Wirtschaftsbeziehungen weiter 
vertiefen zu wollen.

Es bestand zudem Einigkeit, dass es bei 
exzessiven Ungleichgewichten nicht allein um 
Warenhandelsströme zwischen verschiedenen 
Staaten und Wirtschaftsräumen gehe, sondern 
um die gesamten finanziellen und wirtschaft-
lichen Verflechtungen. Auch bilde die Euro-
päische Union (EU) nicht das Epizentrum der 
globalen Ungleichgewichte. Der Präsident der 
Eurogruppe Kyriakos Pierrakakis betonte im 
Anschluss, dass die Fortsetzung des Austauschs 
über die gemeinsamen Herausforderungen 
für wirtschaftlichen Wohlstand und Stabilität 
insbesondere im Kreis der G7 und G20 wichtig 
sei, um geoökonomische Risiken zu verringern.

Abschließend berichtete Bundesfinanzminister 
Lars Klingbeil über die Arbeiten der Initiative 
der Mitgliedstaaten Deutschland, Frankreich, 
Italien, Spanien, Niederlande und Polen. Er 
stellte klar, dass es sich um ein informelles und 
temporäres Format handele, das Kompromisse 
und Lösungen für die aktuell dringenden 
Herausforderungen für die gesamte EU 
erleichtern und beschleunigen solle. Die EU 
werde weiterhin gemeinsam nach den rechtlich 
vorgegebenen Abläufen ihre Beschlüsse fassen. 
Themenschwerpunkte in der Gruppe der 

sechs Mitgliedstaaten seien die Stärkung der 
Souveränität, Widerstandsfähigkeit und Wett-
bewerbsfähigkeit der EU.

Im Anschluss an die Sitzungen der Eurogruppe 
trafen sich die Ministerinnen und Minister 
noch zu einem informellen Abendessen. Thema 
war das globale Finanzsystem in einer Zeit 
der Asymmetrie, in das der US-amerikanische 
Ökonom Kenneth S. Rogoff als Gastredner 
einführte und sich mit den Mitgliedstaaten 
austauschte. Kenneth S. Rogoff stellte die 
Entwicklung von Währungen aus historischer 
und institutioneller Perspektive im Kontext 
erhöhter globaler und geopolitischer Unsicher-
heiten und signifikanter globaler Ungleich-
gewichte dar. Der kanadische Finanzminister 
nahm ebenfalls am Abendessen teil.

ECOFIN-Rat

Der öffentliche Teil der ECOFIN-Ratssitzung 
begann mit der Spar- und Investitionsunion 
und dem Maßnahmenpaket zur Stärkung 
der zusätzlichen Altersversorgung, das die 
Europäische Kommission Ende November 2025 
vorgelegt hatte. Erstmalig im ECOFIN-Rat 
diskutiert wurden die Legislativvorschläge zur 
Änderung der Richtlinie zur Einrichtung der 
betrieblichen Altersversorgung (Institutions for 
Occupational Retirement Provision, IORP II) 
und zur Änderung der Verordnung zum Pan-
European Personal Pension Product.

Die Europäische Kommission erklärte, dass 
der Fokus der Arbeiten ausschließlich auf den 
sogenannten ergänzenden Altersvorsorge-
produkten liege, also der betrieblichen und 
privaten Altersvorsorge, welche die gesetz-
lichen Rentensysteme in der Regel ergänzen. 
Laut der Europäischen Kommission nähmen 
aktuell lediglich rund 20 Prozent der EU-Bür-
gerinnen und -Bürger an einer betrieblichen 
Altersversorgung teil und nur etwa 18 Prozent 
besäßen ein privates Altersvorsorgeprodukt.

Die EZB begrüßte die Stärkung privater Alters-
versorgung angesichts des demografischen 
Wandels und betonte ebenfalls deren Beitrag 
zur Vertiefung der europäischen Kapital-
märkte und der langfristigen Finanzierung der 
Wirtschaft. In der anschließenden Diskussion 
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begrüßten neben dem Bundesfinanzminister 
die Mehrheit der Mitgliedstaaten die Zielrich-
tung der Legislativvorschläge.

Der Bundesfinanzminister erklärte zudem, 
dass das vorgestellte Rentenpaket eine wichtige 
Säule der Spar- und Investitionsunion sei, 
und betonte in diesem Zusammenhang, 
dass bei dem Paket unnötige Verwaltungs-
kosten vermieden und möglichst einfache 
und proportionale Regeln angestrebt werden 
sollten, die für Unternehmen und Aufsichtsbe-
hörden leicht handzuhaben seien. Des Weiteren 
verwies er auf die jüngsten Reforminitiativen 
der Bundesregierung, die die gleichen Ziele 
verfolgen würden. Konkret nannte er die 
Ende 2025 verabschiedete Stärkung der 
betrieblichen Altersversorgung, durch welche 
die Verbreitung des Sozialpartnermodells mit 
reiner Beitragszusage befördert werde, und 
die Überarbeitung der steuerlich geförderten 
privaten Altersvorsorge, bei der künftig auf 
einfache und kosteneffiziente kapitalgedeckte 
Vorsorgeprodukte gesetzt werden werde. Eben-
so nannte er die Frühstart-Rente als wichtige 
Unterstützung junger Menschen beim Aufbau 
ihrer privaten Altersvorsorge.

Mehrere Mitgliedstaaten warnten vor zusätzli-
chen Bürokratielasten durch die Überarbeitung 
der Regeln für die betriebliche Altersvorsorge, 
insbesondere für kleinere Einrichtungen, 
und forderten eine strikte Beachtung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes. Der Grundsatz 
der Mindestharmonisierung wurde von einigen 
Mitgliedstaaten nochmals explizit betont. Fast 
alle wortnehmenden Mitgliedstaaten äußerten 
zudem in Bezug auf die PEPP-Verordnung Vor-
behalte gegen eine Verankerung steuerlicher 
Bestimmungen im Gesetzestext und betonten, 
dass Steuerpolitik ausschließlich in nationaler 
Zuständigkeit liege. Mehrere Mitgliedstaaten 
betonten die Notwendigkeit der Beibehaltung 
der klaren Trennung zwischen betrieblichen 
und privaten Pensionsprodukten.

Die zyprische Ratspräsidentschaft schluss-
folgerte am Ende der Diskussion, dass der 
Ausbau und die Verbesserung der zusätzlichen 
Altersvorsorge dazu beitragen könnten, die 
Kapitalmärkte der EU zu vertiefen und das 
Wirtschaftswachstum zu steigern. Sie kündigte 

an, dass das Paket daher zügig zu verhandeln 
sei. Nationale Kompetenzen sollten beachtet 
werden.

Im Anschluss standen die aktuellen Legislativ-
vorschläge im Finanzdienstleistungsbereich 
auf der Tagesordnung. Dabei unterrichteten die 
zyprische Ratspräsidentschaft und die Europäi-
sche Kommission wie üblich die Ministerinnen 
und Minister über den Stand der aktuellen 
Gesetzgebungsvorschläge im Finanzdienst-
leistungsbereich.

Der nicht-öffentliche Teil des Treffens begann 
mit zwei EU-Haushaltsthemen: Zuerst wurden 
die Ratsempfehlungen im Entlastungsverfah-
ren der Kommission für den EU-Haushalt 2024 
mit der notwendigen qualifizierten Mehrheit 
verabschiedet. Diese sehen vor, dem Europäi-
schen Parlament gemäß Art. 319 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
zu empfehlen, der Europäischen Kommission 
die Entlastung zu erteilen. Grundlage für die 
Entlastungsempfehlung ist der Jahresbericht 
des Europäischen Rechnungshofs für das 
Jahr 2024, der im ECOFIN am 12. Dezem-
ber 2025 vorgestellt wurde.

Die zyprische Ratspräsidentschaft erklärte 
hierzu, dass der Jahresbericht des Europäi-
schen Rechnungshofs die Zuverlässigkeit der 
Rechnungsführung der EU bestätige und 
in Bezug auf die Einnahmen ein uneinge-
schränktes Prüfungsurteil abgegeben habe. 
Allerdings sei aufgrund der Fehlerquote auf 
der Ausgabenseite das Prüfungsurteil für die 
traditionellen Haushaltsausgaben versagt und 
für die Ausgaben im Rahmen der Aufbau- und 
Resilienzfazilität (Recovery and Resilience 
Facility, RRF) nur ein eingeschränktes Prü-
fungsurteil abgegeben worden. Positiv sei aber, 
dass die Fehlerquote gegenüber dem Vorjahr 
von 5,6 Prozent im Jahr 2023 auf 3,6 Prozent 
im Jahr 2024 zurückgegangen sei. Es gelte, die 
Empfehlungen des Europäischen Rechnungs-
hofs zu berücksichtigen und die Fehlerquote 
weiter zu senken.

Einige Mitgliedstaaten erklärten wie schon im 
vergangenen Jahr, die Entlastungsempfehlun-
gen nicht mittragen zu können, und verwiesen 
hierzu auf ihre gemeinsame Erklärung. Die 
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Fehlerquote für das Jahr 2024 sei weiterhin zu 
hoch und befinde sich deutlich oberhalb der 
Wesentlichkeitsschwelle von 2 Prozent. Größe-
re Anstrengungen seien notwendig, um deut-
liche Verbesserungen mit Blick auf Transparenz 
und Finanzmanagement erreichen zu können. 
Die Europäische Kommission bewertete den 
Rückgang der Fehlerquote als Erfolg und beton-
te, dass sich die Fehlerquote auf administrative 
Fehler und nicht auf Betrugsfälle beziehe.

Danach wurden die Schlussfolgerungen zu 
den Haushaltsleitlinien für das Jahr 2027 von 
den Ministerinnen und Ministern mit der 
erforderlichen Einstimmigkeit angenommen. 
Die Haushaltsleitlinien bilden ratsseitig den 
Auftakt für das Verfahren zur Aufstellung 
des kommenden EU-Haushalts. Mit ihnen 
formuliert der Rat seine Erwartungen an die 
Europäische Kommission bei der Aufstellung 
des EU-Haushalts und seine Prioritäten für die 
Haushaltsverhandlungen mit dem Europäischen 
Parlament. Zahlen oder konkrete Mittelansätze 
sind nicht Gegenstand der Haushaltsleitlinien.

Eine inhaltliche Diskussion gab es zu den 
Haushaltsleitlinien erwartungsgemäß nicht. 
Die zyprische Ratspräsidentschaft stellte kurz 
den Inhalt der Leitlinien vor. Demnach sei das 
Haushaltsjahr 2027 als letztes Jahr unter dem 
laufenden mehrjährigen Finanzrahmen für die 
Verwirklichung der politischen Ziele der EU 
von entscheidender Bedeutung. Dies gelte ins-
besondere für die Unterstützung der Ukraine. 
Zudem seien die üblichen Forderungen des Rats 
in den Haushaltsleitlinien enthalten. Neben der 
Einhaltung der Haushaltsgrundsätze bedürfe 
es einer umsichtigen Haushaltsführung 
unter Wahrung ausreichender Spielräume für 
Unvorhergesehenes sowie der Bereitstellung 
hinreichender Zahlungsmittel für eine erfolg-
reiche Umsetzung der Programme.

Danach standen die wirtschaftlichen und 
finanziellen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs auf die Ukraine auf der 
Tagesordnung. Die Europäische Kommission 
gab erwartungsgemäß ein Update zur bisher 
erfolgten Unterstützung der Ukraine durch 
die EU und die Mitgliedstaaten. Dabei hob 
sie die Einigung von Rat und Europäischem 
Parlament beim Ukraine-Darlehen in Höhe 

von 90 Mrd. Euro hervor. Wichtig sei es, im 
April die erste Auszahlung zu ermöglichen. 
Das Darlehen decke allerdings nur zwei Drittel 
des ukrainischen Finanzierungsbedarfs für 
den Zeitraum 2026 bis 2027 ab. Daher müsse 
die weitere Finanzierung der Ukraine über die 
Beteiligung internationaler Partner sicherge-
stellt werden. Der Großteil der Mitgliedstaaten 
sprach seine Unterstützung für das Ukraine-
Darlehen und das 20. Sanktionspaket aus.

Im Anschluss informierte die Europäische 
Kommission über den aktuellen Umsetzungs-
stand der RRF. Mittlerweile seien 68 Prozent 
der Mittel ausgezahlt worden. Kürzlich hätten 
zudem Schweden, Irland und Deutschland 
einen Auszahlungsantrag eingereicht. Die 
Europäische Kommission erwarte erst im Sep-
tember eine große Menge an Auszahlungsan-
trägen und damit auch einen Schwerpunkt der 
Auszahlungen in Höhe von rund 112 Mrd. Euro 
im letzten Quartal 2026. Um die Durchführung 
zu vereinfachen, wurden die Mitgliedstaaten 
von der Europäischen Kommission zur früh-
zeitigen Zusammenarbeit mit ihr aufgefordert. 
Sie erinnerte daran, dass die Mitgliedstaaten 
angehalten seien, die Umsetzung ihrer Aufbau- 
und Resilienzpläne (ARP) zügig anzugehen. Im 
Anschluss wurde zudem der Durchführungs-
beschluss zur Änderung des nationalen ARP 
von Litauen angenommen.

Die Ministerinnen und Minister sprachen im 
Rahmen des Europäischen Semesters 2026 auch 
über den bereits in der Eurogruppe behandel-
ten Entwurf der Ratsempfehlungen zu den 
Eurozonenempfehlungen 2026, die der Rat for-
mal annahm. Der Vorsitzende des Wirtschafts- 
und Finanzausschusses und der Arbeitsgruppe 
„Eurogruppe“ teilte den Mitgliedstaaten 
einleitend mit, dass die Empfehlungen in den 
vorbereitenden Gremien eingehend beraten 
und gebilligt worden seien. Die Europäische 
Kommission habe nicht alle Änderungen der 
Mitgliedstaaten an den Empfehlungen akzep-
tiert. Der Rat habe daher seine abweichende 
Position in einer erklärenden Note erläutert. 
Darin werde auf das Eurogruppen-Statement 
zur Bankenunion von Juni 2022 und das darin 
vereinbarte konsensuale Vorgehen hinsichtlich 
weiterer Schritte zur Weiterentwicklung der 
Spar- und Investitionsunion verwiesen.
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Beim letzten Tagesordnungspunkt ging es um 
die Umsetzung der wirtschaftspolitischen 
Steuerung im Zusammenhang mit der 
Verteidigungsfinanzierung. Österreich hatte 
zur Erhöhung seiner Verteidigungsausgaben 
als 17. Mitgliedstaat die Aktivierung der 
Nationalen Ausweichklausel im Stabilitäts- und 
Wachstumspakt beantragt. Die Europäische 
Kommission hatte anschließend eine Empfeh-
lung für eine Ratsempfehlung vorgelegt, die in 
den vorbereitenden Gremien geeint wurde und 
im Rat von den Ministerinnen und Minis-
tern angenommen wurde. Die Europäische 
Kommission führte zudem zum Thema 
Security Action for Europe aus. Hier solle die 
EU-Rüstungsindustrie insbesondere durch 
die gemeinsame Durchführung dringender 
Beschaffungsvorhaben gefördert werden. Dafür 
könne die EU ausnahmsweise und zeitlich 
begrenzt Darlehen von bis zu 150 Mrd. Euro 
aufnehmen und als Kredite weitergeben.
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 Termine 

Finanz- und Wirtschaftspolitik

13. bis 19. April 2026 
Frühjahrstagung des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank mit Treffen 
der G20-Finanzministerinnen und ‑Finanzminister und ‑Notenbankgouverneurinnen und 
‑Notenbankgouverneure in Washington, D.C., USA

4./5. Mai 2026  
Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

22./23. Mai 2026 
Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Nikosia, Zypern

11./12. Juni 2026 
Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg, Luxemburg

9./10. Juli 2026 
Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

18./19. September 2026
Eurogruppe und Informeller ECOFIN-Rat in Dublin, Irland

8./9. Oktober 2026
Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg, Luxemburg
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Terminplan für die Aufstellung des Bundeshaushalts 2027 
und des Finanzplans bis 2030

29. April 2026	  
Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für Regierungsentwurf 2027 und Finanzplan bis 2030

5. bis 7. Mai 2026
Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“

8. Juli 2026	  
Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2027 und Finanzplan bis 2030

14. August 2026 
Zuleitung an Bundestag und Bundesrat
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Veranstaltungen des BMF

7. Mai 2026 
Vorstellung des Sonderpostwertzeichens „Frauen im Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus – Eva Mamlok“

20./21. Juni 2026 
Tag der offenen Tür

 Veranstaltungen 
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 Publikationen 

Veröffentlichungskalender der Monatsberichte  
inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt
April 2026 März 2026 21. April 2026

Mai 2026 April 2026 21. Mai 2026

Juni 2026 Mai 2026 23. Juni 2026

Juli 2026 Juni 2026 21. Juli 2026

August 2026 Juli 2026 20. August 2026

September 2026 August 2026 22. September 2026

Oktober 2026 September 2026 22. Oktober 2026

November 2026 Oktober 2026 20. November 2026

Dezember 2026 November 2026 22. Dezember 2026

Nach IWF-Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus); siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Alle Publikationen des BMF können Sie auf der Webseite als PDF 
herunterladen und gegebenenfalls als Druckexemplar bestellen: 

www.bundesfinanzministerium.de/publikationen

Neue Publikation 

Das Sondervermögen 
für Infrastruktur und 
Klimaneutralität (DE)

 Publikationen 
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Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist 
nur online verfügbar im BMF-Monatsbericht als eMagazin unter 
www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. 
interaktive Grafiken.

www.bmf-monatsbericht.de

Übersichten zur  
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

	 Entwicklung des Kreditbestands des Bundes 

	 Entwicklung des Kreditbestands des Bundes ohne Darlehensfinanzierung 

	 Kreditaufnahme des Bundes: Kreditbestand, Bruttokreditaufnahme und Tilgung sowie 
Zinsen für Kredite

	 Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

	 Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

	 Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

	 Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2020 bis 2025

	 Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

	 Haushaltsquerschnitt: Glie de rung der Aus ga ben nach Aus ga be grup pen und Funk tio nen

	 Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2025

	 Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

	 Steueraufkommen nach Steuergruppen

	 Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

	 Entwicklung der Staatsquote

	 Schulden der öffentlichen Haushalte

	 Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

	 Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

	 Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

	 Steuerquoten im internationalen Vergleich
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https://www.bmf-monatsbericht.de
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s01-kreditbestand.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s02-kreditbestand-ohne-darlehensfinanzierung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s03-kreditbestand-aufnahme-tilgung-zinsen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s03-kreditbestand-aufnahme-tilgung-zinsen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s04-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s05-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s06-sdds-central-government-debt.htmlhttps://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2025/03
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s07-bundeshaushalt-gesamtuebersicht.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s08-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s09-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s10-gesamtuebersicht-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s11-entwicklung-oeffentlicher-gesamthaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s12-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s13-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s14-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s15-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s16-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s17-internationaler-vergleich-haushaltssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s18-internationaler-vergleich-schuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s19-internationaler-vergleich-steuerquoten.html


	 Abgabenquoten im internationalen Vergleich

	 Staatsquoten im internationalen Vergleich

	 Entwicklung der EU-Haushalte 2025 bis 2026

Übersichten zur Entwicklung der  
Länderhaushalte

	 Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

	 Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der 
Länder

	 Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial  
und Konjunkturkomponenten des Bundes

	 Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

	 Produktionspotenzial und -lücken

	 Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

	 Bruttoinlandsprodukt

	 Bevölkerung und Arbeitsmarkt

	 Kapitalstock und Investitionen

	 Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

	 Preise und Löhne 
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s20-internationaler-vergleich-abgabenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s21-internationaler-vergleich-staatsquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-1-s22-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-2-s23-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-2-s25-entwicklung-einnahmen-ausgaben.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-2-s25-entwicklung-einnahmen-ausgaben.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-2-s26-einnahmen-ausgaben-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s28-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s29-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s30-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s30-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s31-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s32-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s33-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s34-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-3-s35-preise-und-loehne.html


Kennzahlen zur  
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

	 Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

	 Preisentwicklung

	 Außenwirtschaft

	 Einkommensverteilung

	 Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

	 Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

	 Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

	 Leistungsbilanzsalden im internationalen Vergleich

	 Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

	 Übersicht Weltfinanzmärkte
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s36-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s37-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s38-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s39-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s40-bruttoinlandsprodukt-im-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s41-verbraucherpreise-im-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s42-arbeitslosenquote-im-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s43-leistungsbilanzsalden-im-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s44-daten-ausgewaehlte-schwellenlaender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s44-daten-ausgewaehlte-schwellenlaender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/03/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-4-s45-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html


 Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist im Internet als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen verfügbar: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind 
interaktiv bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde 
erhalten Zugang zu einem umfangreichen Statistikbereich.
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